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Informationsblatt Bauleistungsversicherung

Bauleistungsversicherung INTERLLOYD "]

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten VERSICHERUNGS-AG _L

Unternehmen: Interlloyd Versicherungs-AG Produkt: Bauleistungsversicherung

Dieses Blatt dient nur lhrer Information und gibt lhnen einen kurzen Uberblick iiber die wesentlichen Inhalte einer
Bauleistungsversicherung. Die vollstandigen Informationen und den fiir lhren Vertrag vereinbarten Versicherungs-
schutz finden Sie in lhren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedin-
gungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?

Wir bieten Ihnen eine Bauleistungsversicherung. Diese schitzt Sie vor den finanziellen Folgen der Beschadigung oder der
Zerstorung aller Lieferungen und Leistungen fir das im Versicherungsschein bezeichnete Bauvorhaben (Neubauleistungen)
infolge eines Sachschadens.

@ Was ist versichert? Was ist nicht versichert?

Versicherte Sachen

v Lieferungen und Leistungen fiir das im Versiche-
rungsschein bezeichnete Bauvorhaben.

Versicherte Gefahren und Schéaden

v' Sachschaden (Beschadigung oder Zerstérung)
der versicherten Sachen durch ein unvorhergese-
henes Ereignis, z.B. durch:

héhere Gewalt
nicht normale Witterungseinflisse
unbekannte Eigenschaften des Baugrundes
Vandalismus, mutwillige Beschadigung
Planungs- und Berechnungsfehler
Konstruktions-, Material- oder Ausfiihrungs-
fehler
v Bei Vereinbarung (vgl. Versicherungsschein)
auflerdem:
v' Abhandenkommen mit dem Gebaude ver-
bundener Bestandteile durch Diebstahl
v’ Schaden durch Brand, Blitzschlag oder
Explosion
v/ Schaden durch Gewéasser
v’ Schaden an Altbauten

AENENENENEN

Versicherungssumme?

v’ Die Leistungsarten und die Versicherungssum-
men dazu vereinbaren wir mit Ihnen im Versiche-
rungsvertrag.

Die Versicherungssumme soll dem Wert der versi-

cherten Sachen entsprechen.

Nicht versicherte Sachen, z.B.:

X Bewegliche und nicht als wesentliche Bestand-
teile einzubauenden Einrichtungsgegenstande.

X Maschinelle Einrichtungsgegenstande zu Produk-
tionszwecken.
Nicht versicherte Gefahren und Schéaden:

X Beschadigung oder Zerstérung (Sachschaden)
der versicherten Sache z.B. durch:

X Kriegsereignisse, innere Unruhen,

X Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive
Substanzen,

X Normale Witterungseinflisse,

X Schimmelpilze, Schwamme.

Gibt es Deckungsbeschrankungen?

Wir kdnnen nicht alle denkbaren Streitigkeiten versi-
chern. Sonst mussten wir einen erheblich héheren
Beitrag verlangen. Deshalb haben wir einige Falle
aus dem Versicherungsschutz herausgenommen,
zum Beispiel Schaden

! Ausschluss der Leistung bei vorsatzlichem Han-
deln durch Sie, ein mitversichertes Unternehmen
oder seiner Reprasentanten

! Kirzung der Leistung bei grob fahrlassig herbei-
geflhrten Schaden durch Sie, ein mitversichertes
Unternehmen oder seiner Reprasentanten

I Verluste von versicherten Sachen, die nicht mit
dem Gebaude fest verbunden sind.

! Eigenanteil (Selbstbeteiligung) bei jeder Leistung
(vgl. Versicherungsschein).

Wo bin ich versichert?

v' Sie haben Versicherungsschutz innerhalb des im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsortes.




Welche Verpflichtungen habe ich?

Es bestehen zum Beispiel folgende Verpflichtungen:

— Sie mussen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemaf und vollstadndig beantworten.

— Sie missen Informationen hinsichtlich des Winterbaus, des Baugrundes und der Grundwasserverhaltnis einholen
und beachten und zumutbare MalRnahmen zum Schutz der versicherten Sachen wahrend einer Unterbrechung der
Arbeiten beachten.

— Die Versicherungsbeitrage missen Sie rechtzeitig und vollstdndig bezahlen.

— Im Versicherungsfall missen Sie uns vollstdndige und wahrheitsgeméaRe Informationen geben.

— Sie missen die Kosten des Schadens gering halten.

— Wenn sich |hre vorhandenen Risikoumstéande wahrend der Vertragslaufzeit wesentlich andern, miissen Sie uns
ansprechen, damit der Vertrag ggf. angepasst werden kann.

Wann und wie zahle ich?

Den einmaligen Beitrag mussen Sie spatestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen.
Sie kénnen uns den Beitrag Giberweisen oder uns ermachtigen, den Beitrag von Ihrem Konto einzuziehen.

Wann beginnt und endet die Deckung?

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie
den ersten Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollstdndig gezahlt haben. Der Vertrag endet mit dem Ende des Versi-
cherungsschutzes, spatestens jedoch mit dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

Wie kann ich den Vertrag kiindigen?

— Der Versicherungsschutz endet automatisch, ohne dass Sie kiindigen miissen, zur vertraglich bestimmten Zeit
(Ende der Bauarbeiten oder spatestens Ende der Laufzeit).

— Sie kdnnen den Vertrag auch nach Eintritt eines Schadenfalls oder bei endglltigem Wegfallen lhres Versiche-
rungsrisikos — etwa durch Nichtrealisierung des Bauvorhabens — vorzeitig kiindigen.




Informationsblatt Haftpflichtversicherung

Haftpflichtversicherung

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Unternehmen: Interlloyd Versicherungs-AG

INTERLLOYD |

VERSICHERUNGS-AG _L

Produkt: Bauherrenhaftpflicht

Dieses Informationsblatt ist ein kurzer Uberblick. Es ist daher nicht vollstindig. Die vollstindigen Informationen
finden Sie in den Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen).
Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?

Wir bieten Ihnen eine Bauherrenhaftpflichtversicherung an. Diese schitzt Sie gegen Schadenersatzanspriiche durch Dritte

wahrend lhres Bauvorhabens.

/\Y Was ist versichert?

rechtigte Anspriiche und wehrt unberechtigte
Anspriche ab.

richten lassen

gehen.

nahmen (Neubau, Umbau, Reparaturen,

Eine Haftpflichtversicherung priift die gegen Sie
geltend gemachten Haftpflichtanspriiche, bezahlt be-

Der Versicherungsschutz umfasst die wesentlichen
Haftungsrisiken, die fiir Sie als Auftraggeber (Bau-
herr) einer privaten Baumalinahme bestehen, wenn
Sie die Arbeiten durch einen Dritten zum Beispiel
durch einen Architekten oder Bauunternehmen ver-

Was ist nicht versichert?

Bestimmte Risiken sind nicht versichert. Dazu geho-
ren zum Beispiel:

X Dberufliche Tatigkeiten.

X Anspriiche fir eine nicht erbrachte Leistung, zu
der Sie sich durch eine vertragliche Zusage ge-
genulber einem anderen verpflichtet haben.

Wenn Sie eine Selbstbeteiligung vereinbart haben, ist
diese bei jedem Versicherungsfall zu bertcksichtigen.

v’ Versichert sind die Schaden an Personen und

Sachen, die von lhrer Baustelle, lhrem Grund-
stlick und den darauf stehenden Gebauden aus-

v Im Zuge der versicherten Gefahren bei Baumal3-

Gibt es Deckungsbeschrankungen?

Wir kdnnen nicht alle denkbaren Streitigkeiten versi-
chern. Sonst missten wir einen erheblich héheren
Beitrag verlangen. Deshalb haben wir einige Falle

Wie hoch ist die Versicherungssumme?
Die Hohe der vereinbarten Versicherungssummen
kénnen Sie lhrem Versicherungsschein entnehmen.

aus dem Versicherungsschutz herausgenommen,
zum Beispiel Schaden:

Abbruch- und Grabearbeiten) an Ihrem Haus sind
zum Beispiel Schaden mitversichert durch

v' umstiirzendes Baumaterial und ungesicherte I aus vorsatzlicher Handlung.
Schachte. I zwischen Mitversicherten.

v’ berechtigte Benutzung von nichtversiche- ! durch den Gebrauch eines versicherungspflichti-
rungspflichtigen Nutz- und selbstfahrenden gen Kraft- oder Luftfahrzeugs.

Arbeitsmaschinen. ' an gepachteten oder geliehenen Sachen.

Wo bin ich versichert?

v

v

Sie haben Versicherungsschutz fir die BaumaRnahme auf dem im Versicherungsschein genannten Grundstuck in
Deutschland.

Auch bei im Ausland eintretenden Versicherungsfallen sind Sie geschitzt, wenn diese auf Ihr Bauvorhaben in
Deutschland zuriickzufiihren sind.

Welche Verpflichtungen habe ich?
Es bestehen zum Beispiel folgende Verpflichtungen:

Sie mussen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemaf und vollstandig beantworten.

Sprechen Sie uns bitte an, wenn lhre Angaben zum Versicherungsantrag oder zum Vertrag geandert werden mussen.
Es ist moglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstande zu beseitigen.

Im Versicherungsfall miissen Sie uns vollstandige und wahrheitsgemafe Informationen geben.

Sie mussen so weit wie méglich den Schaden abwenden bzw. mindern und uns bei der Schadenermittlung und
Schadenregulierung unterstitzen.

Wenn sich |hre vorhandenen Risikoumstéande wahrend der Vertragslaufzeit wesentlich andern, miissen Sie uns
ansprechen, damit der Vertrag ggf. angepasst werden kann.




Wann und wie zahle ich?

Den einmaligen Beitrag miissen Sie spatestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen.
Sie kénnen uns den Beitrag Giberweisen oder uns erméachtigen, den Beitrag von Ihrem Konto einzuziehen.

E Wann beginnt und endet die Deckung?

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie
den einmaligen Versicherungsbeitrag gezahlt haben. Anderenfalls beginnt der Versicherungsschutz mit der Zahlung.

Der Versicherungsschutz endet mit Beendigung der Bauarbeiten oder spatestens zu dem vertraglich vereinbarten Ende
der Laufzeit.

m Wie kann ich den Vertrag kiindigen?
— Der Versicherungsschutz endet automatisch, ohne dass Sie kiindigen miissen, zur vertraglich bestimmten Zeit
(Ende der Bauarbeiten oder spatestens Ende der Laufzeit).

— Sie kdnnen den Vertrag auch nach Eintritt eines Schadenfalls oder bei endglltigem Wegfallen lhres Versiche-
rungsrisikos — etwa durch Nichtrealisierung des Bauvorhabens — vorzeitig kiindigen.




Allgemeine Vertragsinformationen geman §§ 7, 8 Versicherungs-
vertragsgesetz (VVG) in Verbindung mit § 1 der Verordnung lber
Informationspflichten bei Versicherungsvertragen (VVG-InfoV)

1) Identitat des Versicherers

Vertragspartner flr Ihren Interlloyd Versicherungsschutz ist die
Interlloyd Versicherungs-AG

ARAG Platz 1, 40472 Disseldorf

Vorstand: Christian Vogée (Sprecher), Uwe Griinewald,
Zouhair Haddou-Temsamani, Katrin Unterberg

Sitz und Registergericht: Dusseldorf, HRB 34575

USt-ID-Nr.: DE 189 437 355

2) Inlandsvertreter bei auslandischen Versicherern
Die Interlloyd Versicherungs-AG hat auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland keine Vertreter.

3) Ladungsfahige Anschrift des Versicherers und vertretungsberechtigte Personen
Die ladungsfahige Anschrift der Interlloyd sowie der diese vertretenden Personen folgt aus Ziffer 1).

4) Hauptgeschaftstatigkeit des Versicherers und Aufsichtsbehorde

Die Hauptgeschaftstatigkeit der Interlloyd Versicherungs-AG ist die Sach-, Unfall-, Haftpflicht- und Rechtsschutzversicherung.
Zustandige Aufsichtsbehorde ist die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin),
Graurheindorfer StraBe 108, 53117 Bonn.

5) Garantiefonds und Einlagensicherungssysteme
Solche Instrumente gelten nicht fiir die Sach- und Haftpflichtversicherung.

6) Vertragsbedingungen, anwendbares Recht, wesentliche Merkmale der
Versicherungsleistung

Dem Versicherungsverhaltnis liegen- sofern vereinbart — die Allgemeine Bedingungen fur die Bauleistungsversicherung von Gebau-
deneubauten durch Auftraggeber (ABN - 2008) und die Allgemeinen Haftpflicht Bedingungen (AHB 2007) mit Zusatzbedingungen
und Risikobeschreibung zur Bauherren-Haftpflichtversicherung (private Risiken) in der bei Antragstellung geltenden Fassung zu-
grunde. Der Text der jeweils vereinbarten Bedingungen ist beigefligt. Auf das Vertragsverhaltnis ist deutsches Recht anzuwenden.

Was ist versichert?

a) Im Rahmen der Bauleistungsversicherung flr den privaten Bauherrn, versichern wir Ihr in der Rohbauphase befindliches Wohnge-
baude gegen Schaden (auBer Feuerschaden), die durch unvorhergesehene Beschadigungen oder Zerstérungen an bereits fertig
gestellten Bauleistungen sowie an gelagerten Baustoffen und Bauteilen entstehen, wie zum Beispiel Schaden fur unvorhergese-
hene Wolkenbriiche oder Verlust durch Diebstahl mit dem Gebaude fest verbundener Teile.

Bitte vergessen Sie nicht zusatzlich eine Feuerrohbauversicherung abzuschlieBen, damit das Feuer-Risiko vom Versicherungs-
schutz erfasst wird.

Im Rahmen der Haftpflichtversicherung, versichern wir Sie als Bauherr flr private BaumaBnahmen an lhrem Haus (Neubau, Um-
bau) gegen Schaden aus den Gefahren des taglichen Lebens flr die Sie verantwortlich sind und anderen daher Ersatz leisten
mussen. In diesem Zusammenhang regulieren wir nicht nur den Schaden, sondern prifen auch, ob und in welcher Hohe eine
Verpflichtung zum Schadensersatz besteht, wehren unbegriindete Schadensersatzanspriiche ab und bieten damit auch Rechts-
schutz bei unberechtigten Haftungsansprichen.

=

7) Gesamtpreis der Versicherung

Der Gesamtpreis fur den angebotenen Interlloyd Versicherungsschutz folgt aus dem Antrag. Hinzu kommt die zum Zeitpunkt der
Antragstellung gultige Versicherungssteuer von 19 %.

8) Zusatzliche Kosten
Zusatzliche vertragliche Kosten fallen bei Vertragsschluss nicht an.
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9)

10)

1)

12)

13)

14)

Beitragszahlung

Die erste oder einmalige Pramie wird unverzlglich nach Abschluss des Vertrages fallig, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versiche-
rungsbeginn. Bei spaterer Zahlung beginnt der Versicherungsschutz erst mit dem Tag der Zahlung, es sei denn, die verspatete Zah-
lung beruht nicht auf lhrem Verschulden.

Bei erteiltem SEPA-Lastschriftmandat hat der Versicherungsnehmer sicherzustellen, dass das zum Einzug angegebene Konto zum
Zeitpunkt der Falligkeit die erforderliche Deckung aufweist.

Die Pramie wird zunachst aus den vorlaufigen und nach Ende des Versicherungsschutzes aus den endgultigen Versicherungssum-
men oder gm-Wohnflachen berechnet. Ein Differenzbetrag ist nachzuentrichten oder zurlickzugewahren.

Gluiltigkeitsdauer der zur Verfligung stehenden Informationen

An konkrete Vorschldge zu Produkten der Interlloyd Versicherungs-AG, insbesondere hinsichtlich der genannten Beitrdge sowie an
die in diesem Zusammenhang erfolgten Informationen halten wir uns einen Monat gebunden.

Hinweis auf Kapitalanlage-Risiken
Risiken dieser Art sind flr die Sach- und Haftpflichtversicherung nicht relevant.

Zustandekommen des Vertrages

Der Vertrag kommt durch den Antrag auf Interlloyd Bauleistung- und Haftpflicht-Schutz seitens eines Vertragspartners und die Annahme
dieses Antrages durch den anderen Vertragspartner zustande. Der Antragsteller halt sich an seinen Antrag einen Monat gebunden.
Eine Antragsannahme der Interlloyd Versicherungs-AG erfolgt durch die Ausstellung eines Versicherungsscheins oder einer Annahme-
erklarung.

Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt, sofern der Erstbeitrag rechtzeitig gezahlt wird (siehe Ziffer 9).

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht

Sie kdnnen Ihre Vertragserklarung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Griinden in Textform (zum Beispiel Brief, Fax,
E-Mail) widerrufen.

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem lhnen

— der Versicherungsschein,

— die Vertragsbestimmungen, einschlieBlich der fir das Vertragsverhaltnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese
wiederum einschlieBlich der Tarifbestimmungen,

— die Widerrufsbelehrung,

- das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten,

- und die weiteren in § 1VVG-Informationspflichtenverordnung aufgefihrten Informationen

jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist gentigt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:
Interlloyd Versicherungs-AG, ARAG-Platz 1, 40472 Dusseldorf

Telefax: +49 211 963-3033

E-Mail: service@interlloyd.de

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten lhnen den auf die Zeit nach Zugang des Wi-
derrufs entfallenden Teil der Prémien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist
beginnt. Den Teil der Préamie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfallt, dirfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei
handelt es sich pro Tag um einen Betrag in Hohe von 1/360 der von Ihnen fur ein Jahr zu zahlenden Pramie. Wir haben zurlickzuzah-
lende Betrage unverziglich, spatestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene
Leistungen zuriickzugewahren und gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

lhr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdricklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollstandig erfullt
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgetbt haben.

Widerrufsbelehrung

Die vollstandige Widerrufsbelehrung einschlieBlich der Auflistung der fiir den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen finden
Sie unter der Uberschrift Widerrufsbelehrung.

Laufzeit des Vertrages

Der Vertrag endet mit dem Ende des Versicherungsschutzes (siehe Ziffer 15), spatestens zu dem im Versicherungsschein angege-
benen Zeitpunkt.
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15)

16)

17)

18)

19)

20)

Klindigung/Beendigung des Vertrages

Der Versicherungsschutz endet

a) mit der Bezugsfertigkeit oder

b) nach Ablauf von sechs Werktagen seit Beginn der Benutzung oder

¢) mit dem Tage der behdérdlichen Gebrauchsabnahme des Wohngebaudes.

MaBgebend ist der friheste dieser Zeitpunkte. Flr Restarbeiten besteht weiterhin Versicherungsschutz.

Mitgliedstaaten der EU, deren Recht der Aufnahme von Beziehungen zum
Versicherungsnehmer vor Abschluss des Versicherungsvertrages zugrunde gelegt wird

Der Aufnahme von Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss eines Versicherungsvertrages liegt das Recht der Bundesre-
publik Deutschland zugrunde.

Anwendbares Recht/zustandiges Gericht

Das auf den Vertrag anwendbare Recht ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland.
FUr Klagen aus dem Versicherungsverhaltnis gelten die inlandischen Gerichtsstande nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO und § 215 VVG.

Sprachen der Vertragsbedingungen und -information/Kommunikationssprache zum
Versicherungsvertrag

Die Versicherungsbedingungen und samtliche vor oder nach Vertragsschluss ausgehandigten Informationen werden in deutscher
Sprache verfasst. Die Interlloyd Versicherungs-AG wird die Kommunikation wahrend der Laufzeit des Vertrages in deutscher Sprache
fuhren.

AuBergerichtliche Beschwerde, Versicherungsombudsmann
Die Interlloyd Versicherungs-AG ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. Sie kdnnen damit kostenlose, auBergerichtli-
che Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. Die Anschrift lautet:

Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 08 06 32, 10006 Berlin, Tel. 018 04 — 22 44 24, Fax 018 04 — 22 44 25,
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de.

Eine Entscheidung des Ombudsmanns, egal wie sie ausfallt, brauchen Sie nicht zu akzeptieren. Ihnen steht immer noch der Weg zu
den Gerichten offen. Sofern der Ombudsmann die Beschwerde zu Ihren Gunsten entscheidet, missen wir uns bis zu einem Betrag
von 5.000 Euro daran halten.

Beschwerdegesuch bei der zustandigen Aufsichtsbehdrde

Eine Beschwerde des Versicherungsnehmers kann auch direkt an die Bundesanstalt firr Finanzdienstleistungsaufsicht (Adresse siehe
Ziffer 4) gerichtet werden.

Weitere Informationen — insbesondere zum Versicherungsschutz — sind in den beiliegenden Unterlagen enthalten.

Bei Rickfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfligung

Ihre Interlloyd Versicherungs-AG
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Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht

Sie kdnnen lhre Vertragserklarung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Griinden in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail)
widerrufen.

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ilhnen

— der Versicherungsschein,

— die Vertragsbestimmungen, einschlieBlich der fir das Vertragsverhaltnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wie-
derum einschlieBlich der Tarifbestimmungen,

— diese Belehrung,

— das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten,

— und die weiteren in Abschnitt 2 aufgefiihrten Informationen

jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist gentigt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:
Interlloyd Versicherungs-AG, ARAG Platz 1, 40472 Dusseldorf

Telefax +49 211963 3033

E-Mail service@interlloyd.de

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten lhnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs
entfallenden Teil der Pramien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den
Teil der Pramie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfallt, dirfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen
Betrag, der sich wie folgt berechnet:

Anzahl der Tage, an denen 1/360 des Jahresbeitrags bzw.
Versicherungsschutz bestanden hat  1/30 des Monatsbeitrags

Wir haben zurlickzuzahlende Betrége unverziglich, spatestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leis-
tungen zurlickzugewahren und gezogene Nutzungen (zum Beispiel Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf lhren ausdricklichen Wunsch sowohl von |hnen als auch von uns vollstandig erfullt ist,
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgelbt haben.

Abschnitt 2

Auflistung der fiir den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen auf-
geflhrt:

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfligung zu stellen:

1. die Identitat des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, Uber die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch
das Handelsregister, bei dem der Rechtstréger eingetragen ist, und die zugehdrige Registernummer;

2. die ladungsfahige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die fur die Geschaftsbeziehung zwischen dem Versicherer

und Ihnen maBgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsbe-

rechtigten; soweit die Mitteilung durch Ubermittlung der Vertragsbestimmungen einschlieBlich der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen erfolgt, bedirfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

die Hauptgeschaftstatigkeit des Versicherers;

die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben Uber Art, Umfang und Falligkeit der Leistung des Ver-

sicherers;

5. den Gesamtpreis der Versicherung einschlieBlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Pramien einzeln auszuwei-

sen sind, wenn das Versicherungsverhaltnis mehrere selbstandige Versicherungsvertrage umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis

nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Uberpriifung des Preises erméglichen;

Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfillung, insbesondere zur Zahlungsweise der Pramien;

Angaben darlber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere Uber den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes

sowie die Dauer der Frist, wahrend der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;

8. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Austibung, insbesondere Namen
und Anschrift derjenigen Person, gegenlber der der Widerruf zu erklaren ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschlieBlich Infor-
mationen (iber den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Ubermittiung
der Vertragsbestimmungen einschlieBlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedirfen die Informationen einer her-
vorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

9. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages;

b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

Hw
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10.

.

12.
13.

14.

15.

Angaben zur Beendigung des Vertrages; soweit die Mitteilung durch Ubermittlung der Vertragsbestimmungen einschlieBlich der All-
gemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedirfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

die Mitgliedstaaten der Europaischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des
Versicherungsvertrags zugrunde legt;

das auf den Vertrag anwendbare Recht;

die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie
die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation wahrend der Laufzeit dieses Ver-
trags zu fuhren;

einen moglichen Zugang fur Sie zu einem auBergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Vo-
raussetzungen fUr diesen Zugang; dabei ist ausdricklich darauf hinzuweisen, dass die Mdglichkeit fur Sie, den Rechtsweg zu beschrei-
ten, hiervon unberthrt bleibt;

Name und Anschrift der zustandigen Aufsichtsbehdrde sowie die Mdglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehdrde.

— Ende der Widerrufsbelehrung —
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Wichtige Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG Uber die Folgen einer
Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

damit wir Inren Versicherungsantrag ordnungsgeman priifen konnen, ist es notwendig, dass Sie die Antragsfragen wahrheitsgeman und
vollstandig beantworten. Es sind auch solche Umstande anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Bitte beachten Sie, dass Sie lhren Versicherungsschutz gefahrden, wenn Sie unrichtige oder unvollstandige Angaben machen. Nahere
Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht kdnnen Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklarung verpflichtet, alle Innen bekannten gefahrerheblichen Umstande, nach denen wir in Textform
gefragt haben, wahrheitsgemaR und vollstandig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklarung, aber vor Vertragsannahme in Textform
nach gefahrerheblichen Umstéanden fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen konnen eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

1

Rucktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, kdnnen wir vom Vertrag zurlicktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass
weder Vorsatz noch grobe Fahrlassigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlassiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Ricktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht
angezeigten Umstande, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatten.

Im Fall des Rucktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklaren wir den Ricktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir
dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand

— weder fur den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles

- noch flr die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht

ursachlich war. Unsere Leistungspflicht entfallt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rcktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rlcktrittserklarung abgelaufenen
Vertragszeit entspricht.

Kiindigung

Kdénnen wir nicht vom Vertrag zurlicktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrldssig oder schuldlos
verletzt haben, kdnnen wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kindigen.

Unser Kundigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande, wenn auch
zu anderen Bedingungen, geschlossen hatten.

Vertragsanderung

Kénnen wir nicht zurticktreten oder kiindigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstande, wenn auch
zu anderen Bedingungen, geschlossen héatten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie
die Anzeigepflicht fahrlassig verletzt, werden die anderen Bedingungen rlickwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht
schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhdht sich durch die Vertragsanderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schlieBen wir die Gefahrabsicherung fir den nicht ange-
zeigten Umstand aus, kdnnen Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung Uber die Vertragsdnderung
fristlos kiindigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

Ausilibung unserer Rechte

Wir kénnen unsere Rechte zum Rucktritt, zur Kiindigung oder zur Vertragséanderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend ma-
chen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht
begriindet, Kenntnis erlangen. Bei der Austibung unserer Rechte haben wir die Umstande anzugeben, auf die wir unsere Erklarung stit-
zen. Zur Begriindung kdnnen wir nachtraglich weitere Umstande angeben, wenn fir diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

Wir kdnnen uns auf die Rechte zum RuUcktritt, zur Kiindigung oder zur Vertragsanderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeig-
ten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Ruicktritt, zur Kindigung und zur Vertragsanderung erldéschen mit Ablauf von flinf Jahren. Dies gilt nicht fir Ver-
sicherungsfalle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist betragt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsatzlich oder
arglistig verletzt haben.

Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezlglich der Anzeigepflicht, des Ricktritts,
der Kindigung, der Vertragsanderung und der Ausschlussfrist fiir die Austibung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stell-
vertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berlcksichtigen. Sie kénnen sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-
séatzlich oder grob fahrlassig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder lhrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahr-
l&ssigkeit zur Last fallt.

Ihre Interlloyd Versicherungs-AG

Wichtige Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG / Stand 08.2021 13



Hinweise zum Aufbau und zur Anwendung der
Bauleistungsbedingungen

Teil A enthalt Regelungen lber allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragsparteien.

— Abschnitt A1 regelt den Beginn des Versicherungsschutzes und die Beitragszahlung.
— Abschnitt A2 regelt die Dauer und das Ende des Vertrags bzw. die Kindigung.
— Die Abschnitte A3 und A4 regeln Obliegenheiten des Versicherungsnehmers und weitere Bestimmungen.

Teil B enthalt Regelungen zur Ausgestaltung des Versicherungsschutzes in der Bauleistungs-
Versicherung.

— Abschnitt B1regelt den Umfang des Versicherungsschutzes.

— Abschnitt B2 regelt den Versicherungswert und die Versicherungssumme.
— Abschnitt B3 regelt den Umfang der Entschadigung.

— Abschnitt B4 gilt fir weitere Bestimmungen.

Teil C enthalt versicherbare Klauseln und Leistungserweiterung
Teil D enthélt eine Ubersicht der moglichen versicherbaren Bauleistungspakete

MaBgeblich fir den Versicherungsschutz sind der gesamte Bedingungstext, der Versicherungsschein und seine Nachtrége.

Ihre Interlloyd Versicherungs-AG
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Leistungsubersicht Interlloyd Bauleistungsversicherung

Zeichenerklarung: v mitversichert o optional versicherbar (ggf. Uber Klausel)

— nicht versichert

Bauleistungsversicherung Classic Protect Protect Plus
Versicherte Kosten (auf Erstes Risiko)

Schadenabwendungs- und Schadenminderungs- v v v
kosten

zusatzliche Aufrdumungskosten 10.000 € 25.000 € 50.000 €
Schadensuchkosten 10.000 € 25.000 € 50.000 €
Baugrund und Bodenmassen 10.000 € 25.000 € 50.000 €
Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe 10.000 € 25.000 € 50.000 €
Mehrkosten durch Luftfracht 10.000 € 25.000 € 50.000 €
Mehrkosten fur Eil- und Expressfrachten 10.000 € 25.000 € 50.000 €
Mehrkosten bei Bauzeitverlangerung durch — — 10.000 €
Sachschaden (TP A 5399)

Deckungserweiterungen

Gebaudegebundene Anlagen zur alternativen v v v
Erzeugung von elektrischer Energie oder Warme

(TPASM a)

Verluste durch Diebstahl von verbauten Sachen v v v
Sturm-/Leitungswasser an fertig gestellten Teilen v v v
von Bauwerken

Glasbruchschaden auch nach fertigem Einsatz v v v
Brand, Blitzschlag, Explosion an lagerndem — 25.000 € 50.000 €
Material (TP A 5146)

Streik und Aussperrung (TK A 5133) — v v
Nachhaftung (erweiterte Deckung) (TP A 5142) 3 Monate 6 Monate 12 Monate
Besondere Einschllisse

Verzicht auf den Einwand grober Fahrlassigkeit — — bis Gesamtschadenhdhe
bei Schaden bis 50.000 €
Sofortige Reparaturbeginn — 5.000 € 5.000 €
(bei Schaden bis voraussichtlich, TP B 5339)

Eigenleistungen des Auftraggebers v v v
Erweiterte Entschadigung bei Schéaden infolge v v v
von Mangeln (TK A 5310)

Reprasentanten (TP A 5147) v v v

Wichtiger Hinweis:

Die Leistungen sind nur verkirzt und auszugsweise wiedergegeben. Rechtsverbindlich ist ausschlieBlich der Wortlaut in den diesem Tarif
zu Grunde liegenden Versicherungsbedingungen und Besonderen Vereinbarungen!

LeistungsUbersicht — Interlloyd Allgemeine Bauleistungs-Versicherungsbedingungen / Stand 01.2025
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Teil A: Alilgemeine Bedingungen fir die Versicherung von Bauleistungen
— Besonderer Teil

Abschnitt A1: Abschnitt A3:
Umfang des Versicherungsschutzes Entschadigung
Al-1 Versicherte und nichtversicherte Sachen A3-1 Umfang der Entschadigung
Al1-2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und A3-2 Zahlung und Verzinsung der Entschadigung
Schéaden A3-3 Keine Leistungspflicht aus besonderen Griinden
A1-3 Versicherte Interessen A3-4 Ubergang von Ersatzanspriichen
Al-4 Versicherungsort
Abschnitt A4:
Abschnitt A2: Weitere Bestimmungen
Versicherungssumme und Aufwendungen Ad-1 Sachverstandigenverfahren
A2-1 Versicherungswert; Versicherungssumme;
Unterversicherung
A2-2 Versicherte und nicht versicherte Aufwendungen

zur Abwendung und Minderung des Schadens

Abschnitt A1:
Umfang des Versicherungsschutzes

A1-1 Versicherte und nichtversicherte Sachen

A1-11 Versicherte Sachen
Versichert sind alle Lieferungen und Leistungen flr das im Versicherungsschein bezeichnete Bauvorhaben (Neubauleistungen).
Daten sind keine Sachen.
Daten sind digitalisierte maschinenlesbare Informationen. Dazu gehéren auch Software und Programme.

A1-1.2 Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind
(1) medizin- und labortechnische Anlagen;

(2) Strom- und Energieerzeugungs-/Energieumwandlungsanlagen, Notstromaggregate, zentrale Batterie- und/oder unter-
brechungsfreie Stromversorgungsanlagen, sofern sie nicht Uiberwiegend der Versorgung des versicherten Bauvorhabens
dienen;

(3) Bestandteile von unverhaltnismaBig hohem Kunstwert;

(4) Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe;

(5) Baugrund und Bodenmassen, sofern sie nicht Bestandteil der Lieferungen und Leistungen sind;
(6) Altbauten des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaus;

(7) Wechseldatentrager;

(8) bewegliche und sonstige nicht als wesentliche Bestandteile einzubauende Einrichtungsgegenstande;
(

(

(

(

(

N O

9) maschinelle Einrichtungen flir Produktionszwecke;

10) Baugerate einschlieBlich Zusatzeinrichtungen wie Ausristungen, Zubehér und Ersatzteile;

1) Kleingerate und Handwerkzeuge;

12) Vermessungs-, Werkstatt-, Priif-, Labor- und Funkgeréate sowie Signal- und Sicherungsanlagen;

13) GerUste, Stahl-/Alu- und Systemschalungen, Schalwagen und Vorbaugerate, ferner BaubUros, Baucontainer, Baubuden,
Baubaracken, Werkstatten, Magazine, Labors und Gerdtewagen;

(14) Fahrzeuge aller Art;

(15) Akten, Zeichnungen und Plane;

(16) Pflanzen;

(17) Bohrungen flr die eine Genehmigung nach dem Bundesberggesetz (BBergG) erforderlich ist.

A1-2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schaden

A1-2.1 Versicherte Gefahren und Schaden
Der Versicherer leistet Entschadigung fur unvorhergesehen eintretende Beschadigungen oder Zerstérungen von versicherten
Sachen (Sachschaden).
Unvorhergesehen sind Schaden, die der Versicherungsnehmer oder seine Reprasentanten oder im Falle der Versicherung flr
fremde Rechnung zusatzlich der Versicherte, der zum Zeitpunkt des Eintritts des Sachschadens die Gefahr tragt, oder dessen
Reprasentanten, weder rechtzeitig vorhergesehen haben, noch mit dem fir die im Betrieb ausgelbte Tatigkeit erforderlichen
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A1-2.2

A1-2.3

Fachwissen hatten vorhersehen kénnen. Dabei schadet nur grobe Fahrlassigkeit, die den Versicherer berechtigt seine Leistun-
gen in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhaltnis zu kirzen.

Nicht versicherte Gefahren und Schaden
Der Versicherer leistet ohne Ruicksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschadigung fur Schaden

(1)

(13

durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemaBen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus
eigener Kraft auszubreiten vermag.

Blitzschlag ist der unmittelbare Ubergang eines Blitzes auf Sachen.

Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Démpfen beruhende, pldtzlich verlaufende KraftauBe-
rung. Eine Explosion eines Behalters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen Umfang
zerrissen wird, dass ein plétzlicher Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und auBerhalb des Behélters stattfindet. Wird
im Innern eines Behalters eine Explosion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein ZerreiBen seiner Wandung
nicht erforderlich.

durch Gewasser und/oder durch Grundwasser, das durch Gewasser beeinflusst wird;
durch Baustoffe, die durch eine zustandige Prifstelle beanstandet oder vorschriftswidrig noch nicht geprtift wurden;
durch Krieg, kriegsahnliche Ereignisse, Burgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand;

durch Innere Unruhen;

Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmaBig nicht unerhebliche Teile der Bevdlkerung in einer die 6ffentliche Ruhe
und Ordnung stérenden Weise in Bewegung geraten und Gewalt gegen Personen oder Sachen veriben.

durch Streik, Aussperrung oder Verfligungen von hoher Hand;

Streik ist die gemeinsam planmaBig durchgefuhrte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer verhaltnis-
maRig groBen Zahl von Arbeitnehmern.

Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmaBige AusschlieBung einer verhaltnismaBig groBen Zahl von
Arbeitnehmern.

Unter einer Verfiigung von hoher Hand versteht man berechtigte oder auch unberechtigte MaBnahmen der Staatsgewalt.
durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen;
durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder seines Reprasentanten;

durch Vorsatz des Bauherrn, sonstigen Auftraggebers oder Unternehmers, der an dem Vertrag mit dem Auftraggeber
beteiligt ist, einschlieBlich der Subunternehmer oder deren jeweiligen Reprasentanten;

durch nicht einsatzbereite oder ausreichend redundante Anlagen zur Wasserhaltung;

Redundant sind die Anlagen, wenn sie die Funktion einer ausgefallenen Anlage ohne zeitliche Verzdgerung Ubernehmen
kdnnen und Uber eine unabhangige Energieversorgung verfligen.

wahrend und infolge einer Unterbrechung der Arbeiten am Versicherungsort oder einem Teil davon, wenn diese bei Eintritt
des Versicherungsfalls bereits mehr als drei Monaten gedauert hat;

durch normale Wetter- und/oder Witterungseinfliisse, mit denen aufgrund der értlichen Verhaltnisse in einem Dreimonats-
zeitraum gerechnet werden muss.
Der Dreimonatszeitraum ist der Monat des Schadeneintritts zuzdglich des Vormonats und des Folgemonats.

Normale Wetter- bzw. Witterungseinflisse sind solche, die einmal innerhalb von 10 Jahren an dem Versicherungsort in
dem Dreimonatszeitraum aufgetreten sind, wobei ein Spitzenwert, der fir diesen Zeitraum auBergewdhnlich ist, hierbei
unberdcksichtigt bleibt.

Eine Entschadigung wird jedoch geleistet, wenn der Schaden durch Wetter- bzw. Witterungseinfliisse infolge eines anderen
entschadigungspflichtigen Schadens entstanden ist.

durch sdmtliche Bestandteile von Schimmelpilzen oder Schwammen.

Eine Entschadigung wird jedoch geleistet, wenn der Schaden durch Schimmelpilze oder Schwamm infolge eines anderen
entschadigungspflichtigen Schadens entstanden ist.

Nicht versicherte Schaden
Der Versicherer leistet keine Entschadigung fur

(1

Mangel der versicherten Lieferungen und Leistungen sowie sonstiger versicherter Sachen.
Dies gilt nicht fir Schaden an anderen versicherten Lieferungen und Leistungen infolge eines Mangels

Abhandenkommen von versicherten Sachen.

Schaden an Glas-, Metall- oder Kunststoffoberflachen sowie an Oberflachen vorgehangter Fassaden durch eine Tatigkeit
an diesen Sachen.
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(4) Undichtigkeit oder Wasserdurchlassigkeit, es sei denn

a) die Undichtigkeit oder Wasserdurchlassigkeit ist infolge eines anderen entschadigungspflichtigen Schadens entstanden,
oder

b) die Schaden sind an anderen versicherten Sachen infolge von Undichtigkeit oder Wasserdurchldssigkeit entstanden;

(5) Risse im Beton, die infolge von Kriech-, Schwind-, Temperatur- oder sonstigen statisch bedingten Spannungen entstanden
sind.

A1-3 Versicherte Interessen

A1-3.1 Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers.

A1-3.2 Versichert sind die Interessen des Bauherrn oder sonstiger Auftraggeber sowie aller Unternehmer, die an dem Vertrag mit dem
Auftraggeber beteiligt sind, einschlieBlich der Subunternehmer, jeweils mit ihren Lieferungen und Leistungen.

A1-3.3 MaBgeblich fur das versicherte Interesse ist, wer zum Zeitpunkt des Eintritts des Schadens nach vertraglichen oder gesetzlichen
Bestimmungen die Gefahr fir die vom Schaden betroffenen, versicherten Lieferungen oder Leistungen oder der sonstigen versi-
cherten Sachen tragt.

A1-3.4 Anspriiche, die dem Versicherungsnehmer, dem Bauherrn oder sonstigen Auftraggebern sowie allen versicherten Unterneh-
mern in Zusammenhang mit einem entschadigungspflichtigen Schaden zustehen, gehen auf den Versicherer Uber. Sofern nicht
etwas anderes vereinbart ist, gilt dies auch dann, wenn die Ansprlche sich gegen einen anderen Versicherten richten.

Al-4 Versicherungsort
Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes. Versicherungsort sind die im Versicherungsschein be-
zeichneten rdumlichen Bereiche.

Abschnitt A2:

Versicherungssumme und Aufwendungen

A2-1
A2-11

A2-1.2

A2-1.3

Versicherungswert; Versicherungssumme; Unterversicherung

Versicherungswert

(1) Der Versicherungswert sind die Kosten der Lieferungen und Leistungen fir das gesamte versicherte Bauvorhaben ein-
schlieBlich der Stundenlohnarbeiten, der Eigenleistungen des Bauherrn und des Neuwertes der Baustoffe und Bauteile
sowie hierfur anfallende Kosten fur Anlieferung und Abladen.

(2) Ist der Versicherungsnehmer, der Bauherr oder sonstiger Auftraggeber zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die
Umsatzsteuer einzubeziehen.

(3) Nicht beriicksichtigt werden
a) Grundstickskosten und ErschlieBungsgebihren;
b) Kosten fur den &ffentlich-rechtlichen Teil der ErschlieBung;
c) Baunebenkosten.

Versicherungssumme

Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte Betrag, der dem
Versicherungswert entsprechen soll.

Der Versicherungsnehmer soll die Versicherungssumme fiir die versicherte Sache wéhrend der Dauer des Versicherungsver-
haltnisses dem jeweils gultigen Versicherungswert anpassen. Dies gilt auch, wenn werterhdhende Anderungen vorgenommen
werden.

Zu Beginn des Versicherungsschutzes wird fir die versicherten Lieferungen und Leistungen eine vorlaufige Versicherungs-
summe in Hohe des zu erwartenden Versicherungswertes vereinbart.

Nach Ende des Versicherungsschutzes ist die Versicherungssumme auf Grund eingetretener Veranderungen endgtiltig fest-
zusetzen. Hierzu sind dem Versicherer auf Verlangen Originalbelege vorzulegen.

Die endgiltige Versicherungssumme hat dem Versicherungswert zu entsprechen.

Unterversicherung

Unterversicherung besteht, wenn

(1) die Versicherungssumme fUr Lieferungen und Leistungen ohne Einverstandnis des Versicherers nicht geméan A2-1.1 gebil-
det worden ist;

(2) fur weitere versicherte Sachen der Versicherungswert zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls héher als die Versiche-
rungssumme ist.
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A2-2 Versicherte und nicht versicherte Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
A2-21 Versicherte Aufwendungen

(1) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer unmittelbar vor und bei Eintritt des Versi-
cherungsfalls den Umstanden nach zur Abwendung und Minderung des Schadens fir geboten halten durfte oder die er
auf Weisung des Versicherers macht.

(2) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschadigung fiir versicherte Sachen betragen zusammen héchstens die Ver-
sicherungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers
entstanden sind.

(3) Der Versicherer hat den fur die Aufwendungen erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzu-
schieBen.

A2-2.2 Nicht versicherte Aufwendungen
Nicht versichert sind Aufwendungen flr Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im &ffentlichen Interesse zur
Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im 6ffentlichen Interesse erbracht werden.

Abschnitt A3:

Entschadigung

A3-1 Umfang der Entschadigung

A3-11 Wiederherstellungskosten

(1) Der Versicherer leistet Entschadigung in Hohe der Kosten, die aufgewendet werden missen, um einen Zustand wieder-
herzustellen, der dem Zustand unmittelbar vor Eintritt des Schadens technisch gleichwertig ist.

(2) Der Zeitwert von Resten und Altteilen wird angerechnet.

(3) Fuhrt ein Mangel zu einem entschadigungspflichtigen Schaden, leistet der Versicherer keine Entschadigung fir Kosten,
die auch unabhéngig von dem Versicherungsfall aufzuwenden gewesen waren.

(4) Der Versicherer leistet keine Entschadigung fur
a) Vermdgensschaden;

b) Kosten fir die Lokalisierung von Schadenursachen;
c) Mehrkosten durch Anderung der Bauweise, durch Verbesserungen gegeniiber dem Zustand unmittelbar vor Eintritt
des Schadens, durch behelfsméaBige MaBnahmen oder durch Eil-, Express- oder Luftfrachten.
A3-1.2 Kosten der Wiederherstellung, die zu Lasten eines versicherten Unternehmers gehen

(1)

Bei Schaden, die zu Lasten eines versicherten Unternehmers gehen, der die Neubauleistung ausgefuhrt hat, leistet der
Versicherer fur die Kosten fir Wiederherstellung in eigener Regie des Unternehmers Entschadigung ohne Zuschlage fur

a) Wagnis und Gewinn;

b) nicht schadenbedingte Baustellengemeinkosten;
c) allgemeine Geschaftskosten.

Dies gilt auch fUr Eigenleistungen des Bauherm.

Wird nach dem Leistungsverzeichnis abgerechnet, so werden 90 Prozent der Preise ersetzt, die in dem Bauvertrag ver-
einbart oder auf gleicher Grundlage ermittelt worden sind.

Durch diesen Prozentsatz ist der Ausschluss von Zuschlagen gemaR Nr. (1) bericksichtigt.

Unabhangig von den Preisen des Bauvertrages kann Uber die Wiederherstellungskosten nur mit Zustimmung des Versi-
cherers abgerechnet werden, die jedoch erteilt werden muss, wenn der versicherte Unternehmer sie aus wichtigem Grund
verlangt.

Soweit Uber Stundenlohnarbeiten unabhangig von den Preisen des Bauvertrags abgerechnet werden kann, sind zu ersetzen

a) die flr die Baustelle geltenden tariflichen Stundenléhne fiir Bau-, Montage- und Werkstattarbeiten zuztglich tariflicher
Zulagen;

b) tarifliche Zuschlage fur Uberstunden, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten, soweit solche Zuschlége als Teil der
Lieferungen und Leistungen in der Versicherungssumme enthalten sind;

c) Zuschlage auf die Betrdge gemaB Nr. (4) a), und zwar in Hohe von 100 Prozent;

d) notwendige und schadenbedingte Lohnnebenkosten, soweit sie in der Versicherungssumme enthalten sind;

e) Ubertarifliche Lohnanteile und Zulagen, soweit solche Kosten als Teil der Lieferungen und Leistungen in der Versiche-
rungssumme enthalten sind;

f)  Zuschlage auf die Betrdge gemaB Nr. (4) d) und Nr. (4) ), auf Betrdge gemaB Nr. (4) d) jedoch nur, soweit sie lohn-
steuerpflichtig sind; der Zuschlag betragt 65 Prozent.
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(5) Soweit ein versicherter Unternehmer Uber das Vorhalten eigener Baugerate fUr die Zeit ihres Einsatzes zwecks Beseitigung
des Schadens unabhangig von den Preisen des Bauvertrages abrechnen kann, sind zu ersetzen

a) 150 Prozent der mittleren Abschreibungs- und Verzinsungssatze gemaR der durch den Hauptverband der Deutschen
Bauindustrie herausgegebenen “Baugerateliste” in ihrer jeweils neuesten Fassung;

b) entstandene Kosten flr Betriebs- und Schmierstoffe.
Damit sind die Kosten fur Abschreibung und Verzinsung sowie fur Reparaturen der Baugerate abgegolten.

(6) Soweit Uber Transporte unabhangig von den Preisen des Bauvertrages abgerechnet werden kann, sind die angemessenen
ortsublichen Kosten zu ersetzen.

(7) FUr Stundenlohnarbeiten sind priifungsfahige Unterlagen vorzulegen. Aus diesen Unterlagen missen sich ergeben:
a) Art, Zweck und Dauer jeder Arbeitsleistung;

b) die Hohe der tariflichen Stundenlohnséatze;
c) Artund Hohe etwaiger Lohnzulagen nach Nr. (4) a) und Lohnnebenkosten nach Nr. (4) d);
d) die Hohe der Ubertariflichen Léhne und Zulagen sowie der Zuschlage fiir Uberstunden, Sonntags-, Feiertags- und

Nachtarbeit, soweit sie nach Nr. (4) b) und Nr. (4) e) entschadigungspflichtig sind.

(8) Durch die Zuschlédge nach Nr. (4) c) sind abgegolten:

a) lohnabhangige Kosten, insbesondere fiir tarifliche und gesetzliche soziale Aufwendungen, sowie vermdgenswirk-
same Arbeitgeberzulagen;

b) Kosten flr Lohne und Gehalter aller Personen, die an der Wiederherstellung und Aufraumung nur mittelbar beteiligt
sind; die Arbeiten von Meistern und Polieren werden wie Stundenlohnarbeiten geméaB Nr. (4) a) berlicksichtigt;

c) Kosten flr die Beférderung von Personen zur Baustelle und zurlick, soweit sie nicht Lohnnebenkosten geman
Nr. (4) d) sind;

d) alle sonstigen schadenbedingten Gemeinkosten;

e) Kosten infolge betrieblicher Stérungen;

f)  Kosten fUr Bauplatzanlagen, ferner fiir Nebenfrachten und fiir Nebenstoffe in geringen Mengen;

g) Kosten fiir das Vorhalten von Handwerkzeugen, Kleingeraten und Gerlisten mit einer Standhdhe bis zu 2 m;

h) Kosten fir Einrichtung und Betrieb der Werkstatt (einschlieBlich Gehaltskosten) sowie fiir das Vorhalten der Werkstatt-
einrichtung;

i) Aufwendungen fiir Verbrauchsstoffe in der Werkstatt.

A3-1.3 Wiederherstellungskosten durch Lieferungen und Leistungen Dritter

(1) Lieferungen und Leistungen Dritter kann der versicherte Unternehmer fur Material und in Ausnahmefallen mit Zustimmung
des Versicherers auch sonst in Anspruch nehmen.

(2) Unter dieser Voraussetzung leistet der Versicherer Entschadigung fiir den Rechnungsbetrag in den vereinbarten Grenzen
sowie auBerdem pauschal fir schadenbedingte Geschaftskosten des versicherten Unternehmers, und zwar bei einem
Rechnungsbetrag
a) bis zu 2.500 Euro in Héhe von 5 Prozent dieses Betrages;

b) von mehrals 2.500 Euro in H6he von 5 Prozent aus 2.500 Euro zuzlglich 3 Prozent des Mehrbetrages.
A3-1.4 Kosten der Wiederherstellung, die nicht zu Lasten eines versicherten Unternehmers gehen

Bei Schaden, die nicht zu Lasten eines versicherten Unternehmers gehen, der die Bauleistung ausgefihrt hat, gelten als ent-

schadigungspflichtige Wiederherstellungskosten nur Aufwendungen fir Lieferungen und Leistungen Dritter, und zwar in dem

Umfang, in dem die Rechnungsbetrage schadenbedingt und der Héhe nach angemessen sind. Angemessen sind in der Regel

die Satze des Leistungsverzeichnisses.

A3-15 Umsatzsteuer
Ist der Auftraggeber zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Umsatzsteuer nur dann in die Entschadigung einzubezie-
hen, sofern diese nach geltenden Gesetzen tatsachlich anfallt.

A3-1.6 Grenze der Entschadigung
Die Grenze der Entschadigung je Versicherungsfall ist jede der vereinbarten Versicherungssummen.

A3-17 Entschadigungsberechnung bei Unterversicherung

Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des nach A3-1.1 bis A3-1.6 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem

ganzen Betrag verhalt, wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungswert.

Dies gilt nicht fir Versicherungssummen auf Erstes Risiko.

A3-1.8 Entschadigungsberechnung bei grober Fahrlassigkeit

Haben der Versicherungsnehmer oder seine Reprasentanten oder im Falle der Versicherung flr fremde Rechnung zusatzlich der

Versicherte, der zum Zeitpunkt des Eintritts des Sachschadens die Gefahr tragt, oder dessen Reprasentanten, den Schaden grob

fahrlassig herbeigefihrt, wird die Entschadigung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhaltnis gekurzt.

A3-19 Selbstbehalt

Der nach A3-1.1 bis A3-1.8 ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekdirzt.

Entstehen mehrere Schaden, so wird der Selbstbehalt jeweils einzeln abgezogen.

20 Teil A: Allgemeine Bedingungen fUr die Versicherung von Bauleistungen — Besonderer Teil / Stand 01.2025



A3-2

Zahlung und Verzinsung der Entschadigung

A3-21 Falligkeit der Entschadigung
Die Entschadigung wird fallig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und zur Hohe des Anspruchs abgeschlossen
sind.
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen,
der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

A3-2.2 Verzinsung
Fur die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
(1) die Entschadigung ist — soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird — ab Falligkeit

ZU verzinsen;

(2) der Zinssatz betragt 4 Prozent p. a.;
(3) die Zinsen werden zusammen mit der Entschadigung fallig.

A3-2.3 Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen geméaB A3-2.1 und A3-2.2 ist der Zeitraum nicht zu berlcksichtigen, in dem infolge Verschul-
dens des Versicherungsnehmers die Entschadigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

A3-2.4 Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
(1) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
(2) ein behordliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Représentanten aus An-

lass dieses Versicherungsfalles noch 1auft.

A3-3 Keine Leistungspflicht aus besonderen Griinden
Der Versicherer ist von der Entschadigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig Uber Tatsa-
chen, die fir den Grund oder die Hohe der Entschadigung von Bedeutung sind, tduscht oder zu tduschen versucht.
Ist die Tauschung oder der Tauschungsversuch durch rechtskraftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Be-
trugs oder Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

A3-4 Ubergang von Ersatzanspriichen

A3-4.1 Ubergang von Ersatzanspriichen
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer Uber,
soweit der Versicherer den Schaden ersetzt.
Der Ubergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in hausli-
cher Gemeinschaft lebt, kann der Ubergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vor-
sétzlich verursacht.

A3-4.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzanspriichen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beach-
tung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Ubergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei
dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsatzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als
er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrldssigen Verletzung der Obliegenheit ist
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden
Verhaltnis zu kirzen; die Beweislast fur das Nichtvorliegen einer groben Fahrlassigkeit tragt der Versicherungsnehmer.

Abschnitt A4:

Weitere Bestimmungen

A4-1 Sachverstandigenverfahren

A4-11 Feststellung der Schadenhohe
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, dass der Schaden in einem Sachverstandi-
genverfahren festgestellt wird.
Ein solches Sachverstandigenverfahren kénnen Versicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

A4-12 Weitere Feststellungen

Das Sachverstandigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.
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A4-1.3 Verfahren vor Feststellung

Fr das Sachverstandigenverfahren gilt:

(1) Jede Partei hat in Textform einen Sachverstandigen zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverstandigen benannt hat,
kann die andere unter Angabe des von ihr genannten Sachversténdigen in Textform auffordern, den zweiten Sachver-
standigen zu benennen. Wird der zweite Sachverstandige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforde-
rung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das fiir den Schadenort zustéandige Amtsgericht ernennen lassen.
In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

(2) Der Versicherer darf als Sachverstandigen keine Person benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder
mit ihm in dauernder Geschéftsverbindung steht, ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschaftspartnern an-
gestellt ist oder mit ihnen in einem ahnlichen Verhéltnis stent.

(3) Beide Sachverstandige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverstandigen als Obmann.
Die Regelung unter (2) gilt entsprechend fir die Benennung eines Obmannes durch die Sachversténdigen. Einigen sich
die Sachverstandigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das fir den Schadenort zustéandige Amts-
gericht ernannt.

A4-1.4 Feststellung

Die Feststellungen der Sachverstandigen mussen enthalten:

(1) die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeitpunkt, von dem an der Sachschaden fur den Versicherungsnehmer
nach den anerkannten Regeln der Technik friihestens erkennbar war;

(2) den Umfang der Beschadigung und der Zerstorung, insbesondere
a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstérten und beschadigten versicherten Sachen mit deren Werten

unmittelbar vor dem Schaden sowie deren Neuwerten zur Zeit des Schadens;
b) die fur die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in den Zustand vor Schadeneintritt erforderlichen Kosten;
c) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;
(3) die nach dem Versicherungsschein versicherten Kosten.
A4-1.5 Verfahren nach Feststellung

Der Sachverstandige Ubermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachver-

standigen voneinander ab, so Ubergibt der Versicherer sie unverzuglich dem Obmann. Dieser entscheidet Uber die streitig

gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverstandigen gezogenen Grenzen und Ubermittelt seine

Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverstandigen oder des Obmannes sind fUr die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachge-

wiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen

berechnet der Versicherer die Entschadigung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverstén-

digen die Feststellung nicht treffen kdnnen oder wollen oder sie verzégern.

A4-1.6 Kosten
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, tragt jede Partei die Kosten ihres Sachverstandigen. Die Kosten des Obmannes
tragen beide Parteien je zur Halfte.

A4-17 Obliegenheiten

Durch das Sachverstandigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht beriihrt.
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Teil B: Allgemeine Bedingungen fur die Versicherung von Bauleistungen -

Allgemeiner Tell
Abschnitt B1: B3-2 Gefahrerhéhung
Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung B3-3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes .
B1-2 Ende des Versicherungsschutzes Abschnitt B4:
B1-3 Beitragszahlung und -berechnung Weitere Regelungen
B1-4 Falligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen B4-1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung
verspateter Zahlung oder Nichtzahlung B4-2 Versicherung fir fremde Rechnung
B1- Folgebeitrag B4-3 Erklarungen und Anzeigen, Anschriftendnderung
B1-6 Lastschriftverfahren B4-4 Vollmacht des Versicherungsvertreters
B1- Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung B4-5 Verjahrung
B4-6 Ortlich zustandiges Gericht
Abschnitt B2: B4-7 Anzuwendendes Recht
Dauer und Ende des Vertrags/Kiindigung B4-8 Embargobestimmung
B2-1 Dauer und Ende des Vertrags B4-9 Maklervolimacht
B2-2 Kindigung nach Versicherungsfall
Abschnitt B3:

Anzeigepflicht, Gefahrerhéhung, andere Obliegenheiten

B3-1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss
Abschnitt B1:
Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung
B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Regelun-
gen Uber die Folgen verspateter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags.
B1-2 Ende des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz endet:
(1) Im Hochbau
a) mit der Bezugsfertigkeit oder
b) nach Ablauf von sechs Werktagen seit Beginn der Benutzung oder
c) mit dem Tage der behdrdlichen Gebrauchsabnahme.
MaBgebend ist der friheste dieser Zeitpunkte. Flr Restarbeiten besteht weiterhin Versicherungsschutz.
Liegen vorstehende Voraussetzungen nur flr eines von mehreren Bauwerken oder fUr einen Teil eines Bauwerkes vor, so
endet der Versicherungsschutz flr dieses von mehreren Bauwerken oder fur diesen Teil eines Bauwerkes.
Der Versicherungsschutz endet spatestens zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Vor Ende des Versi-
cherungsschutzes kann der Versicherungsnehmer die Verlangerung des Versicherungsschutzes beantragen.
B1-3 Beitragszahlung und -berechnung
B1-3.1 Beitragszahlung
Je nach Vereinbarung werden die Beitrage im Voraus gezahlt, entweder durch laufende Zahlungen monatlich, vierteljahrlich,
halbjahrlich, jahrlich oder als Einmalbeitrag.
B1-3.2 Beitragsberechnung
Der Beitrag wird zunachst aus den vorldufigen und nach Ende des Versicherungsschutzes aus den endgultigen Versicherungs-
summen berechnet. Ein Differenzbetrag ist nachzuentrichten oder zurlick zu gewahren.
B1-4 Falligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspateter Zahlung oder Nichtzahlung
B1-4.1 Falligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzuglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein angege-
benen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unabhangig von dem Bestehen eines Widerrufrechts.
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Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzig-
lich nach Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverziglich nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste
oder einmalige Beitrag friihestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

B1-4.2 Riicktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach B1-4.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurlcktreten,
solange der Versicherungsnehmer die Zahlung nicht veranlasst hat.
Der Rucktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B1-4.3 Leistungsfreiheit des Versicherers
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1-4.1 zahlt, so ist der Versicherer
flr einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. Voraussetzung ist, dass er
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auffalligen
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.
Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

B1-5 Folgebeitrag

B1-5.1 Falligkeit
Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder Jah-
resbeginn oder zu einem anderen vereinbarten Zeitpunkt fallig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Falligkeit veranlasst wird.

B1-5.2 Verzug und Schadenersatz
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerat der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, wenn
er die verspatete Zahlung zu vertreten hat.
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm
durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

B1-5.3 Mahnung
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform
(z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss
mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung betragen.
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die riickstandigen Betrage des Beitrags sowie der Zinsen und
Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kiindigungsrecht) hinweist.

B1-5.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung
Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei
Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei.

B1-5.5 Kiindigung nach Mahnung
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Betrage in Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der in der
Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist mit sofortiger Wirkung kindigen.
Die Kiindigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kindigung wirksam,
wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei
der Kiindigung ausdrcklich hinzuweisen.

B1-5.6 Zahlung des Beitrags nach Kiindigung
Die Kundigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach der Kiindigung veranlasst wird. Wenn die Kin-
digung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach Frist-
ablauf veranlasst wird.
Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1-4.3 bleibt bis zur Zahlung bestehen.

B1-6 Lastschriftverfahren

B1-6.1 Pflichten des Versicherungsnehmers
Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der
Falligkeit des Beitrags flr eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.
Konnte der fallige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverziglich nach einer in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) abgegebe-
nen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.
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B1-6.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beitrage, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht
eingezogen werden konnen, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder
Brief) zu kindigen. Der Versicherer hat in der Kiindigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist,
den ausstehenden Beitrag und zukUnftige Beitrédge selbst zu Ubermitteln.

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebuhren fir fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug kénnen dem Versicherungsneh-
mer in Rechnung gestellt werden.

B1-7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

B1-71 Allgemeiner Grundsatz
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht,
in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

B1-7.2 Beitrag oder Geschaftsgebiihr bei Widerruf, Riicktritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

B1-7.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklarung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit
nach Zugang der Widerrufserklarung entfallenden Teil der Beitrage zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der
Widerrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und
der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

B1-7.2.2  Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurtick, so steht ihm
der Beitrag bis zum Zugang der Rucktrittserklarung zu.

B1-7.2.3  Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Tauschung beendet, so steht dem Versi-
cherer der Beitrag bis zum Zugang der Anfechtungserklarung zu.

B1-7.2.4  Fallt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollstdndig und dauerhaft weg, steht dem Versicherer der
Beitrag zu, den er hatte beanspruchen kdnnen, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden ware, zu
dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.

B1-7.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versi-
cherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die fur ein kiinftiges Unternehmen oder fir ein anderes
kinftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene GeschaftsgebUhr verlangen.

Abschnitt B2:

Dauer und Ende des Vertrags/Kundigung

B2-1 Dauer und Ende des Vertrags

B2-1.1 Vertragsdauer
Der Vertrag ist fir den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen. Der Vertrag endet mit dem Ende des
Versicherungsschutzes, spatestens jedoch mit dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

B2-2 Kiindigung nach Versicherungsfall

B2-2.1 Klindigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kiindigen. Die Kiindigung
ist in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklaren. Die Kiindigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Ab-
schluss der Verhandlungen Uber die Entschadigung zulassig.

B2-2.2 Kiindigung durch Versicherungsnehmer
Klndigt der Versicherungsnehmer, wird seine Klndigung mit inrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsneh-
mer kann jedoch bestimmen, dass die Kiindigung zu einem spateren Zeitpunkt, spatestens jedoch zum Ende der laufenden
Versicherungsperiode, wirksam wird.

B2-2.3 Kiindigung durch Versicherer

Eine Kundigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.
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Abschnitt B3:
Anzeigepflicht, Gefahrerh6hung, andere Obliegenheiten

B3-1
B3-1.1

B3-1.2
B3-1.2.1

B3-1.2.2

B3-1.2.3

B3-1.3

B3-1.4

B3-1.5

B3-1.6

Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

Vollstéandigkeit und Richtigkeit von Angaben tiber gefahrerhebliche Umsténde

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklarung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstande
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und die flir den Entschluss
des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlieBen. Diese Anzeigepflicht gilt auch dann,
wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklarung, aber vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn
von Satz 1in Textform stellt.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Absatz 1 und
B3-1.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers zu
berdcksichtigen.

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsatzlich oder grob fahrlassig verletzt worden ist,
nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrldssigkeit zur Last fallt.

Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

Rucktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B3-1.1 Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurlicktreten.
Im Fall des Rucktritts besteht auch flr die Vergangenheit kein Versicherungsschutz.

Der Versicherer hat jedoch kein Rucktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder un-
vollstdndigen Angaben weder vorsatzlich noch grob fahrlassig gemacht hat.

Das Rucktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlassiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande zu gleichen
oder anderen Bedingungen geschlossen hatte.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurtick, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollstandig oder unrichtig angezeigte Umstand weder fir den Eintritt des Versi-
cherungsfalls noch fur die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursachlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

Klndigung

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B3-1.1 Absatz 1 leicht fahrlassig oder schuldlos, kann der Versi-
cherer den Vertrag kindigen.

Das Kundigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch
bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hatte.

Vertragsanderung

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B3-1.1 Absatz 1 nicht vorsatzlich verletzt und hatte der Versicherer bei
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumsténde den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden die anderen
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers riickwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschul-
deten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhoht sich durch eine Vertragsanderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schlieBt der Versicherer die Gefahrabsiche-
rung fur den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kindigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer auf dessen Kiindigungsrecht hinzuweisen.

Frist und Form fir die Ausilibung der Rechte des Versicherers

Die Rechte zum Rucktritt, zur Kiindigung oder zur Vertragsanderung muss der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich
geltend machen. Dabei hat er die Umstande anzugeben, auf die er seine Erklarung stiitzt. Zur Begrindung kann er nachtraglich
weitere Umstande innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt,
zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Umsténde Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils
geltend gemachte Recht begrinden.

Hinweispflicht des Versicherers

Die Rechte zum Rucktritt, zur Kiindigung oder zur Vertragsdnderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen der Verletzung der An-
zeigepflicht hingewiesen hat.

Ausschluss von Rechten des Versicherers

Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum RuUcktritt, zur Kiindigung oder zur Vertragsanderung nicht berufen, wenn er
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Tauschung anzufechten, bleibt bestehen.
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B3-1.7

B3-2
B3-2.1
B3-2.1.1

B3-2.1.2

B3-2.1.3

B3-2.2
B3-2.21

B3-2.2.2

B3-2.2.3

B3-2.3
B3-2.3.1

B3-2.3.2

B3-2.4

B3-2.5
B3-2.5.1

B3-2.5.2

B3-2.5.3

Erléschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zum Rucktritt, zur Kiindigung und zur Vertragsanderung erléschen mit Ablauf von fiinf Jahren nach
Vertragsschluss. Diese Rechte erldschen nicht fir Versicherungsfalle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist betragt
zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsatzlich oder arglistig verletzt hat.

Gefahrerhéhung
Begriff der Gefahrerh6hung

Eine Gefahrerhthung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklarung des Versicherungsnehmers die tatsachlich vorhan-
denen Umstande so verandert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine VergréBerung des Schadens oder die
ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.

Eine Gefahrerhthung kann insbesondere — aber nicht nur — vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand andert, nach
dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

Eine Gefahrerhohung nach B3-2.1.1liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhdht hat oder nach den Umstéanden
als mitversichert gelten soll.

Pflichten des Versicherungsnehmers

Nach Abgabe seiner Vertragserklarung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Ge-
fahrerhéhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

Erkennt der Versicherungsnehmer nachtraglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhdhung
vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzutglich anzeigen.

Eine Gefahrerhdhung, die nach Abgabe seiner Vertragserkldrung unabhangig von seinem Willen eintritt, muss der Versiche-
rungsnehmer dem Versicherer unverziglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

Klindigung oder Vertragsanderung durch den Versicherer

Kundigungsrecht

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach B3-2.2.1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kiindigen, wenn
der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorséatzlich oder grob fahrlassig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz
oder grober Fahrlassigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlassigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kiindigen.

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhdéhung in den Fallen nach B3-2.2.2 und B3-2.2.3 bekannt, kann er den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kundigen.

Vertragsanderung

Statt der Kiindigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhdhung einen seinen Geschéftsgrundsatzen entspre-
chenden erhdhten Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhdhten Gefahr ausschlieBen.

Erhoht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhdhung um mehr als 10 Prozent oder schlieBt der Versicherer die Absicherung
der erhdhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kiindigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf
dieses Kundigungsrecht hinzuweisen.

Erl6schen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kiindigung oder Vertragsanpassung nach B3-2.3 erldschen, wenn diese nicht innerhalb eines
Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhéhung ausgetbt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist,
der vor der Gefahrerhéhung bestanden hat.

Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhéhung

Tritt nach einer Gefahrerhéhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Ver-
sicherungsnehmer seine Pflichten nach B3-2.2.1 vorsatzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten
grob fahrlassig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhaltnis zu kirzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrldssigkeit hat der Versicherungsnehmer zu
beweisen.

Nach einer Gefahrerhéhung nach B3-2.2.2 und B3-2.2.3 ist der Versicherer fir einen Versicherungsfall, der spater als einen
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hatte zugegangen sein mussen, leistungsfrei, wenn
der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsatzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahr-
lassig verletzt, so gilt B3-2.5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die
Gefahrerhdhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige héatte zugegangen sein missen, bekannt war.

Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhdhung
nicht ursachlich flr den Eintritt des Versicherungsfalls oder den Umfang der Leistungspflicht war oder
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B3-3
B3-3.1

B3-3.2

B3-3.3
B3-3.3.1

B3-3.3.2

B3-3.3.3

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls
(1) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalls die notwendigen Informationen Uber die Eigenschaften
oder Veranderungen des Baugrunds und die Grundwasserverhaltnisse einzuholen und zu beachten, insbesondere:
a) Sofern Schaden durch aggressives Grundwasser moglich sind, sind rechtzeitig eine Erst- und, falls erforderlich, eine
Kontrollanalyse durchzufiihren und deren Ergebnis zu beachten;
b) sofern die Gefahr des Aufschwimmens besteht, sind die Lieferungen und Leistungen durch ausreichende und funkti-
onsfahige Flutungsmdglichkeiten oder Ballast zu sichern;
c) in Bergbaugebieten sind die Baupléne vor Baubeginn dem Bergbau-Berechtigten und der zustandigen Bergbehdrde
vorzulegen. Auflagen dieser Behdrde sind zu entsprechen.

(2) eine ganzliche Unterbrechung der Arbeiten auf dem Baugrundstlick oder eines Teils davon dem Versicherer unverzlglich
anzuzeigen;

(3) alle sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten;

(4) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsatzlich oder grobfahriassig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungs-
falles gegentiber dem Versicherer zu erflllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nhachdem er von der
Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kindigen.

Das Kundigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsatzlich noch grobfahrlassig verletzt hat.

Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls folgende Obliegenheiten zu erfillen:

Er hat nach Mdglichkeit fr die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versicherungsnehmer
Weisungen des Versicherers, soweit flr ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen — ggf. auch miindlich oder telefonisch —
einzuholen, wenn die Umstande dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unter-
schiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgeméaBem Ermessen zu handeln.

Der Versicherungsnehmer hat:

(1) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverztglich — ggf. auch mindlich oder
telefonisch — anzuzeigen;

(2) Schéaden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverziglich der Polizei anzuzeigen;

(3) dem Versicherer und der Polizei unverzlglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

(4) das Schadenbild so lange unverandert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschadigten Sachen durch den Versi-
cherer freigegeben worden sind. Sind Verdnderungen unumganglich, ist das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z.B. durch Fotos) und die beschadigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren;

(5) soweit moglich dem Versicherer unverziglich jede Auskunft zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder
des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung Uber Ursache und Héhe des
Schadens und Uber den Umfang der Entschadigungspflicht zu gestatten;

(6) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.

Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem anderen als dem Versicherungsnehmer zu, so hat
dieser die Obliegenheiten nach B3-3.2.1 und B3-3.2.2 ebenfalls zu erflllen — soweit ihm dies nach den tatsachlichen und
rechtlichen Umstanden mdglich ist.

Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach B3-3.1 oder B3-3.2 vorsatzlich, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlassiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in
dem Verhaltnis zu klrzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklarungsobliegen-
heit, ist der Versicherer nur dann vollstédndig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte
Mitteilung in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit nicht grob
fahrlassig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder
flr den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch flr die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursachlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
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Abschnitt B4:
Weitere Regelungen

B4-1
B4-1.1

B4-1.2

B4-1.3
B4-1.3.1

B4-1.3.2

B4-1.3.3

B4-1.4
B4-1.4.1

B4-1.4.2

B4-2
B4-2.1

B4-2.2

B4-2.3

B4-3
B4-3.1

Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung

Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere
Versicherung unverzuglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben.
Falls keine Versicherungssumme vereinbart ist, ist stattdessen der Versicherungsumfang anzugeben.

Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach B4-1.1 vorséatzlich oder grob fahrlassig, ist der Versicherer unter den
in B3-3 beschriebenen Voraussetzungen zur Kiindigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfrei-
heit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

Haftung und Entschadigung bei Mehrfachversicherung

Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und Ubersteigen die Versicherungssummen zu-
sammen den Versicherungswert oder Ubersteigt aus anderen Grinden die Summe der Entschadigungen, die von jedem Ver-
sicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen waren, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung
vOor.

Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder fur den Betrag aufzukommen hat, dessen Zah-
lung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm
entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Vertrage bei demselben Versicherer bestehen.

Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Ver-
madgensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

Beseitigung der Mehrfachversicherung

Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Ent-
stehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der spater geschlossene Vertrag aufgehoben oder
die Versicherungssumme unter verhaltnismaBiger Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die
frihere Versicherung nicht gedeckt ist.

Die Regelungen nach B4-1.4.1 sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach
Abschluss der mehreren Versicherungsvertrage der Versicherungswert gesunken ist.

Versicherung fiir fremde Rechnung

Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen fir das Interesse eines Dritten (Versicherten)
schlieBen. Die Auslibung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten
zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

Zahlung der Entschadigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschadigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versi-
cherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschadigung nur mit Zustimmung des Ver-
sicherungsnehmers verlangen.

Kenntnis und Verhalten

(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versiche-
rung fur fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berlcksichtigen.
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungs-
nehmer fUr sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte
Représentant des Versicherungsnehmers ist.

(2) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder
ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht maglich oder nicht zumutbar war.

(3) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des
Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darlber informiert hat.

Erklarungen und Anzeigen, Anschriftendanderung

Form, zustandige

Die fur den Versicherer bestimmten Erklarungen und Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmittelbar
gegeniber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt nicht, soweit ge-
setzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.

Teil B: Allgemeine Bedingungen flr die Versicherung von Bauleistungen — Allgemeiner Teil / Stand 01.2025 29



Erklarungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen
Nachtragen als zustandig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen Uber den Zugang von Erkldrungen
und Anzeigen bleiben bestehen.

B4-3.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensanderung
Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genigt fir eine Willenserkla-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegentber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefs an die letzte
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklarung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt
entsprechend flr den Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten Namensanderung des Versicherungsnehmers.

B4-3.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet bei einer
Verlegung der gewerblichen Niederlassung B4-3.2 entsprechend Anwendung.

B4-4 Volimacht des Versicherungsvertreters

B4-4.1 Erklarungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmachtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erkldrungen entgegenzunehmen
betreffend
(1) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags;
(2) ein bestehendes Versicherungsverhaltnis einschlieBlich dessen Beendigung;
(3) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrags und wahrend des Versicherungsverhéltnisses.

B4-4.2 Erklarungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmachtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachtrage
dem Versicherungsnehmer zu Ubermitteln.

B4-4.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollméchtigt, Zahlungen anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang
mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschrankung dieser Vollmacht muss
der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschrankung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder
in Folge grober Fahrlassigkeit nicht kannte.

B4-5 Verjahrung
Die Anspruche aus dem Versicherungsvertrag verjahren in drei Jahren. Die Verjahrung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in
dem der Anspruch entstanden ist und der Glaubiger von den Anspruch begrindenden Umstanden und der Person des Schuld-
ners Kenntnis erlangt. Die grob fahrldssige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zahlt bei der Fristberechnung der
Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitgeteilten Entscheidung des
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.
Im Ubrigen richtet sich die Verjahrung nach den allgemeinen Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs.

B4-6 Ortlich zustindiges Gericht

B4-6.1 Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer oder den Versicherungsvermittler bestimmt sich die gericht-
liche Zustandigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner fir den Versicherungsvertrag zustandigen Niederlassung.
Ferner ist auch das Gericht zustandig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den
Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewoéhnlichen Aufenthalt hat.
Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschiuss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewdhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des Staates zustandig, in
dem der Versicherer seinen Sitz hat.

B4-6.2 Klagen gegen Versicherungsnehmer
Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit nach
dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; fehlit ein solcher, nach seinem gewohn-
lichen Aufenthalt.
Sind der Wohnsitz oder gewdhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche
Zustandigkeit fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder
seiner flir den Versicherungsvertrag zustandigen Niederlassung.

B4-7 Anzuwendendes Recht
FuUr diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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B4-8 Embargobestimmung

Es besteht — unbeschadet der Ubrigen Vertragsbestimmungen — Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf
die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europaischen
Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch fur Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika
im Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht européische oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

B4-9 Maklervollmacht

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmachtigt, Anzeigen und Willenserklarungen des Versicherungsneh-
mers entgegenzunehmen. Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverziiglich an den Versicherer weiterzuleiten.
Wir entschadigen flr versicherte Sachen, die durch folgende Ereignisse (Gefahren) zerstort oder beschadigt werden oder in-
folge solcher Ereignisse abhandenkommen.
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Teil C: Klauseln zu den Allgemeinen Bedingungen fur die Versicherung

von Bauleistungen

Soweit vereinbart, gelten folgende Klauseln:

TK A 5111 - Energieversorgung

TP A 5111a) — Anlagen zur alternativen Erzeugung von
elektrischer Energie und Warme

TP A 5113 - Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe
TK A 5114 - Baugrund und Bodenmassen

TK A 5120 - Mitversicherung von Altbauten des Hochbaus
gegen Einsturz

TK A 5121 - Mitversicherung von Altbauten des Hochbaus
gegen Sachschéaden infolge eines Schadens an der
Neubauleistung sowie infolge Leitungswasser, Sturm und
Hagel

TK A 5122 - Mitversicherung von Altbauten des Hochbaus
gegen Sachschaden

TK A 5130 - Brand, Blitzschlag, Explosion, Luftfahrzeuge
TK A 5132 - Innere Unruhen

TK A 5133 - Streik, Aussperrung

TK A 5134 - Radioaktive Isotope

TK A 5140 - Diebstahl

TK A 5141 - Nachhaftung

TK A 5142 - Nachhaftung (erweiterte Deckung)
TP A 5145 - Verzicht der Einrede grober Fahrlassigkeit

TP A 5146 - Brand, Blitzschlag, Explosion an lagerndem
Material

TP A 5147 - Reprasentanten

TK A 5310 - Erweiterte Entschadigung bei Schaden infolge von
Mangeln

TK A 5311 - Lokalisierung von Schadenursachen
TP A 5312 - Zusétzliche Aufraumungskosten
TK A 5313 — Mehrkosten fiir Eil-, Express- und Luftfrachten

TP A 5399 - Mehrkosten bei Bauzeitverlangerung durch
Sachschaden

TK A 5340 - Verzicht auf Riickgriff gegen versicherte
Unternehmer und Subunternehmer

TK B 5120 - Ende des Versicherungsschutzes fiir Schaden
durch Sturm und Leitungswasser an fertig gestellten Teilen
von Bauwerken

TP B 5339 - Sofortiger Reparaturbeginn

TK A 5111 - Energieversorgung

1. Versicherte Sachen

Mitversichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten Strom- und Energieerzeugungsanlagen, Notstromaggregate,
zentrale Batterie- und/oder unterbrechungsfreie Stromversorgungsanlagen (Neubauleistungen). Dies gilt abweichend von

A1-1.2 (2) ABBL.

2. Versicherungssumme

Strom- und Energieerzeugungsanlagen, Notstromaggregate, zentrale Batterie- oder unterbrechungsfreie Stromversorgungs-
anlagen sind bis zur Hohe der im Versicherungsschein vereinbarten Versicherungssumme versichert.

3. Umfang der Entschadigung

Die Grenze der Entschadigung ist die vereinbarte Versicherungssumme.

TP A 5111a) — Anlagen zur alternativen Erzeugung von elektrischer Energie und Warme

1. Versicherte Sache

Mitversichert sind die gebdudegebundenen Anlagen zur alternativen Erzeugung von elektrischer Energie und Warme (Neubau-

leistungen)

— Solarthermieanlagen
- Warmepumpen;

— Geothermieanlagen (oberflaichennahe Anlagen bis zu einer Bohrtiefe von 200 m)
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— Photovoltaik-Dach — und Fassadenanlagen
— Blockheizkraftwerke

soweit deren Anschaffungskosten in der Versicherungssumme enthalten sind.
Dies gilt abweichend von A1-1.2 (2) ABBL.

Umfang der Entschadigung

Der Versicherer leistet ohne Riicksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschadigung fir Schaden an versicherten Sachen
durch einen Funktionstest/Probebetrieb.

Bei Schaden an Geothermieanlagen leistet der Versicherer ohne Ruicksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschadigung

a) soweit es sich um zwangslaufig durch die versicherte BaumaBnahme entstehende Beschadigungen handelt;
b) flr das Aufflllen von Hohlrdumen, soweit sie nicht infolge eines versicherten Schadens entstehen;

c) fur Verluste von Spllmitteln und den damit im Zusammenhang stehenden Einbau von Dichtstoffen;

d) fur Verluste oder Schaden an und durch das gesamte Bohrsystem;

e) fur Umweltschaden;

f)  soweit flr den Schaden aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz beansprucht werden kann.
Dies gilt erganzend zu A1-2.2 ABBL.

TP A 5113 - Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe

Versicherte Sachen

Mitversichert sind Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe.

Hilfsbauten sind temporére Bauten die zur Erstellung des Bauvorhabens bendtigt werden aber nicht in das Bauwerk eingehen,
z.B. Bauschilder, Bautafeln, Gerlste, Schalungen, Verbau, Wasserhaltung, Bauzaune, FuBganger- und Behelfsbriicken. Bau-
hilfsstoffe kénnen zur Verarbeitung eines Baustoffes bzw. zur Erstellung eines Bauteils nétig sein. Bauhilfsstoffe gehen unmit-
telbar in den Baustoff oder das Bauteil ein, z.B. Gleitmittel, Reinigungsmittel, SchweiBmittel, Hartstoffzusatze, Zusatze zur Ver-
gltung von Bindemitteln.

Nicht zu den Hilfsbauten und Bauhilfsstoffen zahlen:

Baugeréte einschl. Zusatzeinrichtungen, Vermessungs-, Werkstatt-, Priif-, Labor- und Funkgerate sowie Signal- und Siche-
rungsanlagen, Kleingerdte und Handwerkzeuge, Fahrzeuge aller Art, Akten, Zeichnungen und Pléne.

Dies gilt abweichend von A1-1.2 (4) ABBL.

Versicherungssumme

Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe sind mit der im Versicherungsschein vereinbarten Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert.

Umfang der Entschadigung

Bei Totalschaden leistet der Versicherer Entschadigung fiir das Material in Hohe des Zeitwertes. Der Zeitwert errechnet sich
aus dem Neuwert abzuglich der Wertminderung, die sich aus Alter und Abnutzung ergibt. Im Ubrigen leistet der Versicherer
Entschadigung entsprechend A3-1 ABBL.

Die Grenze der Entschadigung ist die vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko.

TK A 5114 — Baugrund und Bodenmassen

1.

Versicherte Sachen

Mitversichert sind Baugrund und Bodenmassen, soweit sie nicht Bestandteil der Lieferungen und Leistungen sind. Versichert
sind dabei ausschlieBlich Aufwendungen, um nach einem Versicherungsfall:

a) den die Bauleistung umgebenden Baugrund zu stabilisieren oder auszutauschen, soweit dies fir die Ausflhrung der ver-
sicherten Bauleistungen zwingend erforderlich ist;

b) die Bodenmassen, die fur die weitere Bauausfliihrung gelagert werden, wieder herzustellen oder wieder zu beschaffen;

c) Baugrund innerhalb des Versicherungsortes zu dekontaminieren oder auszutauschen, den Aushub zu entsorgen oder in
die nachstgelegene geeignete Deponie zu transportieren und dort abzulagern. Nicht versichert sind jedoch Kosten fir die
Dekontamination und Entsorgung von Gewassern, Kosten flr die Beseitigung von Beeintrachtigungen des Grundwassers
oder der Natur sowie Emissionen in der Luft.

Nicht versichert sind ferner Aufwendungen aufgrund der Einliefererhaftung.

Dies gilt abweichend von A1-1.2 (5) ABBL.
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Versicherungssumme

Baugrund und Bodenmassen sind bis zur Hohe der im Versicherungsschein vereinbarten Versicherungssumme auf Erstes Risiko
versichert.

Umfang der Entschadigung

Die Grenze der Entschadigung ist die vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko.

TK A 5120 - Mitversicherung von Altbauten des Hochbaus gegen Einsturz

Soweit nicht fur den Einzelfall oder durch die nachstehenden Bestimmungen etwas anderes vereinbart ist, gelten die dem
Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Bedingungen fur die Versicherung von Bauleistungen (ABBL).

1. Versicherte Sachen
Mitversichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten Altbauten des Hochbaus, soweit an innen unmittelbar nach A1-1
ABBL versicherte Neubauleistungen ausgefuhrt werden, durch die in ihre tragende Konstruktion eingegriffen wird oder durch
die sie unterfangen werden. Dies gilt abweichend von A1-1.2 (6) ABBL.
2. Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schaden
a) Der Versicherer leistet Entschadigung fur den Einsturz versicherter Altbauten des Hochbaus, soweit diese Schaden un-
mittelbare Folgen der an den Altbauten ausgefuhrten Neubauleistungen sind und soweit ein versicherter Unternehmer
ersatzpflichtig ist.
Sonstige Schaden stehen einem Einsturz nur dann gleich, wenn der Altbau aus Griinden der Standsicherheit ganz oder
teilweise abgebrochen werden muss.
b) Der Versicherer leistet keine Entschadigung fur
aa) Schaden durch Rammarbeiten;
bb) Schaden durch Veranderung der Grundwasserverhaltnisse;
cc) Risse und Senkungsschaden, soweit nicht die Voraussetzungen von a) gegeben sind;
dd) Schaden an Sachen, die in den Altbauten eingebaut oder untergebracht sind;
ee) aufwandige Ausstattung und kunsthandwerklich bearbeitete Bauteile;
ff) Bestandteile von unverhéltnisméaBig hohem Kunstwert.
gg) Schaden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung.
3. Versicherungssumme
Die Altbauten sind bis zur Héhe der im Versicherungsschein jeweils vereinbarten Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert.
Die Erstrisikosummen vermindern sich jeweils um die geleisteten Entschadigungen. Der Versicherungsnehmer kann eine Wie-
derauffullung beantragen. Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall Beitrag nachzuentrichten.
4, Umfang der Entschadigung
a) Ein Abzug in Hohe der Wertverbesserung flr beschédigte Rohbauteile wird nicht vorgenommen.
Bei Folgeschaden am Ausbau wird nur der Zeitwert ersetzt. Der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert abzUglich der
Wertminderung, die sich aus Alter und Abnutzung ergibt. Im Ubrigen leistet der Versicherer Entschadigung entsprechend
A3-1ABBL.
b) Die Grenze der Entschadigung ist jede der vereinbarten Versicherungssummen auf Erstes Risiko.
c) Dernach a) und b) ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um die hierflr vereinbarte Selbstbeteiligung gekdirzt. Entste-
hen mehrere Schaden, so wird die Selbstbeteiligung jeweils einzeln abgezogen.
d) Entschadigung wird nicht geleistet, soweit fir den Schaden aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz beansprucht
werden kann.
5. Obliegenheiten
a) Erganzend zu B3-3 ABBL hat der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls den Zustand der versicherten
Altbauten vor Beginn der Bauarbeiten durch Zustandsberichte aktenkundig zu machen und wahrend der Bauzeit zu Uber-
wachen. Risse sind zu markieren und zu Uberwachen.
b) Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten vorséatzlich oder grob fahrldssig, so kann der Versicherer nach
MaBgabe von B3-3 ABBL zur Kiindigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.
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Fuhrt die Verletzung der Obliegenheit zu einer Gefahrerhdhung, gilt B3-2 ABBL. Danach kann der Versicherer kiindigen
oder leistungsfrei sein.

6. Beginn und Ende des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz fir die mitversicherten Altbauten beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt und endet einen Monat
nach Abschluss der Lieferungen und Leistungen gemaR Nr. 1.

TK A 5121 - Mitversicherung von Altbauten des Hochbaus gegen Sachschaden infolge eines
Schadens an der Neubauleistung sowie infolge Leitungswasser, Sturm und Hagel

Soweit nicht fur den Einzelfall oder durch die nachstehenden Bestimmungen etwas anderes vereinbart ist, gelten die dem
Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Bedingungen fir die Versicherung von Bauleistungen (ABBL).

1. Versicherte Sachen und nicht versicherte Sachen

a) Versicherte Sachen

Mitversichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten Altbauten des Hochbaus, soweit an ihnen unmittelbar nach
A1-1 ABBL versicherte Neubauleistungen ausgefihrt werden.

Dies gilt abweichend von A1-1.2 (6) ABBL.
b) Nicht versicherte Sachen

Nicht versichert sind,

aa) Medizin- und labortechnische Anlagen;

bb) Datenverarbeitungsanlagen, Strom- und Energieerzeugungsanlagen, Notstromaggregate, zentrale Batterieversor-
gungsanlagen und unterbrechungsfreie Stromversorgungsanlagen;

cc) maschinelle Einrichtungen flr Produktionszwecke;
dd) aufwandige Ausstattung und kunsthandwerklich bearbeitete Bauteile;
ee) Bestandteile von unverhéltnismaBig hohem Kunstwert.

2. Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schaden

a) Der Versicherer leistet Entschadigung fur unvorhergesehen eintretende Beschadigungen oder Zerstérungen an den ver-
sicherten Altbauten des Hochbaus, soweit diese Schaden die unmittelbare Folge eines ersatzpflichtigen Schadens an den
Neubauleistungen geman A1-1 ABBL sind sowie durch Leitungswasser, Sturm und Hagel.

aa) Leitungswasser ist Wasser, das aus den Zu- und Ableitungsrohren, den sonstigen Einrichtungen der Wasserversor-
gung oder der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Warmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen bestim-
mungswidrig ausgetreten ist. Sole, Ole, Kiihl- und Kaltemittel aus Klima-, Warmepumpen- oder Solarheizungsanlagen
sowie Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich;

bb) Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung, die nicht normalen Witterungseinfliissen, mit denen wegen der Jahreszeit
und der ortlichen Verhaltnisse gerechnet werden muss, entspricht;

cc) Hagelist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskdrnern.
b) Der Versicherer leistet keine Entschadigung fur
aa) Schaden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;
bb) Verluste durch Diebstahl;
cc) Risseschaden und Einsturzschaden durch
(1) Eingriffe in die tragende Konstruktion des Altbaus und deren Unterfangungen;
(2) Rammarbeiten;
(3) Veranderung der Grundwasserverhaltnisse;
(4) Setzungen;
dd) Schonheitsreparaturen und Reinigungskosten.

3. Versicherungssumme

Die Altbauten sind bis zur Héhe der im Versicherungsschein jeweils vereinbarten Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert.

Die Erstrisikosummen vermindern sich jeweils um die geleisteten Entschadigungen. Der Versicherungsnehmer kann eine Wie-
derauffullung beantragen. Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall Beitrag nachzuentrichten.
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Umfang der Entschadigung

a)

Ein Abzug in Hohe der Wertverbesserung fiir beschadigte Rohbauteile wird nicht vorgenommen.

Bei Folgeschaden am Ausbau wird nur der Zeitwert ersetzt. Der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert abzuglich der
Wertminderung, die sich aus Alter und Abnutzung ergibt. Im Ubrigen leistet der Versicherer Entschadigung entsprechend
A3-1ABBL.

Die Grenze der Entschadigung ist jede der vereinbarten Versicherungssummen auf Erstes Risiko.

Der nach a) und b) ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um die hierfir vereinbarte Selbstbeteiligung gekirzt. Entste-
hen mehrere Schaden, so wird die Selbstbeteiligung jeweils einzeln abgezogen.

Entschadigung wird nicht geleistet, soweit fir den Schaden aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz beansprucht
werden kann.

Obliegenheiten

a)

Erganzend zu B3-3 ABBL hat der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls den Zustand der versicherten
Altbauten vor Beginn der Bauarbeiten durch Zustandsberichte aktenkundig zu machen und wahrend der Bauzeit zu Uber-
wachen. Risse sind zu markieren und zu Gberwachen.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten vorsatzlich oder grob fahrléssig, so kann der Versicherer nach
MaBgabe von B3-3 ABBL zur Kiindigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

Fuhrt die Verletzung der Obliegenheit zu einer Gefahrerhdhung, gilt B3-2 ABBL. Danach kann der Versicherer kiindigen
oder leistungsfrei sein.

TK A 5122 - Mitversicherung von Altbauten des Hochbaus gegen Sachschaden

Soweit nicht fur den Einzelfall oder durch die nachstehenden Bestimmungen etwas anderes vereinbart ist, gelten die dem
Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Bedingungen fir die Versicherung von Bauleistungen (ABBL).

Versicherte Sachen und nicht versicherte Sachen

a)

Versicherte Sachen

Mitversichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten Altbauten des Hochbaus, soweit an ihnen unmittelbar nach
A1-1 ABBL versicherte Neubauleistungen ausgefiihrt werden. Dies gilt abweichend von A1-1.2 (6) ABBL.

Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind,
aa) Medizin- und labortechnische Anlagen;

bb) Datenverarbeitungsanlagen, Strom- und Energieerzeugungsanlagen, Notstromaggregate, zentrale Batterieversor-
gungsanlagen und unterbrechungsfreie Stromversorgungsanlagen;

cc) maschinelle Einrichtungen flr Produktionszwecke;
dd) aufwandige Ausstattung und kunsthandwerklich bearbeitete Bauteile;
ee) Bestandteile von unverhéltnismaBig hohem Kunstwert.

Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schaden

a)

Der Versicherer leistet Entschadigung fUr unvorhergesehen eintretende Beschadigungen oder Zerstérungen an den ver-
sicherten Altbauten des Hochbaus.

Unvorhergesehen sind Schaden, die der Versicherungsnehmer oder seine Reprasentanten oder im Falle der Versicherung
fur fremde Rechnung zusatzlich der Versicherte, der zum Zeitpunkt des Eintritts des Sachschadens die Gefahr tragt, oder
dessen Reprasentanten, weder rechtzeitig vorhergesehen haben, noch mit dem fir die im Betrieb ausgelbte Tatigkeit
erforderlichen Fachwissen hatten vorhersehen kénnen. Dabei schadet nur grobe Fahrldssigkeit, die den Versicherer be-
rechtigt seine Leistungen in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhaltnis zu kirzen.

Der Versicherer leistet keine Entschadigung fur

aa) Schaden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung.
bb) Verluste durch Diebstahl;

cc) Risseschaden durch

(1) Eingriffe in die tragende Konstruktion des Altbaus und deren Unterfangungen;

(2) Rammarbeiten;

(3) Veranderung der Grundwasserverhaltnisse;

(4) Setzungen.

Entschadigung wird jedoch geleistet, wenn die Altbauten infolge von Risseschaden aus Griinden der Standsi-
cherheit ganz oder teilweise abgebrochen werden mussen.

dd) Schonheitsreparaturen und Reinigungskosten.

N =
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3. Versicherungswert; Versicherungssumme; Unterversicherung

Die Altbauten sind bis zur Héhe der im Versicherungsschein jeweils vereinbarten Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert.

Die Erstrisikosummen vermindern sich jeweils um die geleisteten Entschadigungen. Der Versicherungsnehmer kann eine Wie-
deraufflillung beantragen. Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall Beitrag nachzuentrichten.

4, Umfang der Entschadigung

a) Ein Abzug in Hohe der Wertverbesserung fiir beschadigte Rohbauteile wird nicht vorgenommen.
Bei Folgeschaden am Ausbau wird nur der Zeitwert ersetzt. Der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert abzuglich der
Wertminderung, die sich aus Alter und Abnutzung ergibt. Im Ubrigen leistet der Versicherer Entschadigung entsprechend
A3-1ABBL.

b) Die Grenze der Entschadigung ist jede der vereinbarten Versicherungssummen auf Erstes Risiko.

c) Dernach a) und b) ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um die hierfir vereinbarte Selbstbeteiligung gekirzt. Entste-
hen mehrere Schaden, so wird die Selbstbeteiligung jeweils einzeln abgezogen.

d) Entschadigung wird nicht geleistet, soweit flr den Schaden aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz beansprucht
werden kann.

5. Obliegenheiten

a) Erganzend zu B3-3 ABBL hat der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles den Zustand der versicherten
Altbauten vor Beginn der Bauarbeiten durch Zustandsberichte aktenkundig zu machen und wahrend der Bauzeit zu Uber-
wachen. Risse sind zu markieren und zu Uberwachen.

b) Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten vorséatzlich oder grob fahrldssig, so kann der Versicherer nach
MaBgabe von B3-3 ABBL zur Kiindigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

Fuhrt die Verletzung der Obliegenheit zu einer Gefahrerhdhung, gilt B3-2 ABBL. Danach kann der Versicherer kiindigen
oder leistungsfrei sein.

TK A 5130 - Brand, Blitzschlag, Explosion, Luftfahrzeuge

Der Versicherer leistet Entschéadigung fir Schaden an der Neubauleistung, die durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung, zerstért oder beschadigt werden oder abhandenkommen.

Dies gilt abweichend von A1-2.2 (1) ABBL.

TK A 5132 - Innere Unruhen

1. Der Versicherer leistet Entschadigung fir Schaden durch Innere Unruhen.
Dies gilt abweichend von A1-2.2 (5) ABBL.

2. Nicht versichert sind ohne Riicksicht auf mitwirkende Ursachen Schaden durch Verfligung von hoher Hand.

3. Ein Anspruch auf Entschadigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz aufgrund 6ffentlich-rechtlichen Entschadigungs-
rechts beansprucht werden kann.

4. Die Grenze der Entschadigung ist abweichend von A3-1.6 ABBL der im Versicherungsvertrag genannte Betrag.

5. Die Versicherung dieser Gefahr kann jederzeit geklindigt werden. Die Klindigung wird 2 Wochen nach Zugang wirksam.

TK A 5133 - Streik, Aussperrung

1. Der Versicherer leistet Entschadigung fir Schaden durch Streik oder Aussperrung.
Dies gilt abweichend von A1-2.2 (6) ABBL.

2. Die Versicherung dieser Gefahr kann jederzeit geklindigt werden. Die Klindigung wird 2 Wochen nach Zugang wirksam.
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TK A 5134 - Radioaktive Isotope

Der Versicherer leistet Entschadigung fir Schaden durch betriebsbedingt vorhandene radioaktive Isotope an versicherten Sa-
chen die infolge eines anderen entschadigungspflichtigen Schadens entstanden sind.

Grenze der Entschadigung ist die in dem Versicherungsschein vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko.
Dies gilt abweichend von A1-2.2 (7) ABBL.

TK A 5140 - Diebstahl

Mitversichert ist das Abhandenkommen durch Diebstahl mit dem Bauwerk fest verbundener versicherter Bestandteile der Neu-
bauleistung.

Dies gilt abweichend von A1-2 ABBL.

TK A 5141 - Nachhaftung

1.

Nach Ende des Versicherungsschutzes gemaB B1-2 ABBL leistet der Versicherer wahrend der Nachhaftungszeit von 3 Monaten
Entschédigung fur Schaden gemaB A1-2 ABBL an den versicherten Sachen, die durch die Ausflihrung der Nacherfiillungs- oder
Restarbeiten im Rahmen der vertraglich vereinbarten Verpflichtungen verursacht werden.

Der Versicherer leistet keine Entschadigung flr Kosten, die auch unabhangig von dem Versicherungsfall aufzuwenden
gewesen waren. Dies gilt auch fur die Beseitigung eines Mangels an der versicherten Sache.

Der Versicherer leistet keine Entschadigung, soweit fr den Schaden eine Leistung aus einem anderen Versicherungsvertrag
beansprucht werden kann.

TK A 5142 - Nachhaftung (erweiterte Deckung)

1.

Nach Ende des Versicherungsschutzes gemaB B1-2 ABBL leistet der Versicherer wahrend der Nachhaftungszeit von 3 Monaten
Entschadigung fir Schaden gemaR Al1-2 ABBL an den versicherten Sachen,

a) die durch die Ausfuhrung der Nacherfiillungs- oder Restarbeiten im Rahmen des vertraglich vereinbarten Verpflichtungen
verursacht werden;

b) die wahrend des Versicherungsschutzes gemaRi B1-2 ABBL auf dem Versicherungsort verursacht wurden.

Der Versicherer leistet keine Entschadigung flr Kosten, die auch unabhangig von dem Versicherungsfall aufzuwenden
gewesen waren. Dies gilt auch fur die Beseitigung eines Mangels an der versicherten Sache.

Der Versicherer leistet keine Entschadigung, soweit fir den Schaden eine Leistung aus einem anderen Versicherungsvertrag
beansprucht werden kann.

TP A 5145 - Verzicht der Einrede grober Fahrlassigkeit

Der Versicherer verzichtet bei grob fahrlassiger Herbeifihrung des Versicherungsfalles durch den Versicherungsnehmer oder
seine Reprasentanten bis zu einer Gesamtschadenhdhe von 50.000 Euro darauf, seine Leistung in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers oder Reprasentanten entsprechenden Verhaltnis zu kirzen. Dies gilt nicht, sofern
gesetzliche oder vertraglich vereinbarte Obliegenheiten grob fahrlassig verletzt wurden.

Der Verzicht der Einrede grober Fahrléssigkeit gilt nicht fur die verantwortlich handelnden Montage-/Bauleiter des Versiche-
rungsnehmers und nicht fur Gewerke, die der Versicherungsnehmer selbst ausgefuhrt hat.

Dies gilt abweichend von A1-2.1 ABBL und A3-1.8 ABBL.
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TP A 5146 - Brand, Blitzschlag, Explosion an lagerndem Material

Der Versicherer leistet Entschadigung fur Schaden an lagerndem Material, die durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung, zerstért oder beschadigt werden oder abhandenkommen.

Die Grenze der Entschadigung ist die vereinbarte Versicherungssumme von 25.000 Euro auf Erstes Risiko.
Dies gilt abweichend von A1-2.2 (1) ABBL.

TP A 5147 — Reprasentanten

Der Versicherungsnehmer oder die Mitversicherten missen sich die Kenntnis und das Verhalten ihrer Reprédsentanten zurech-

nen lassen.

Als Représentanten gelten bei

Aktiengesellschaften, die Mitglieder des Vorstandes und die Generalbevollméachtigten

— Gesellschaften mit beschrankter Haftung, die Geschaftsfihrer

Kommanditgesellschaften, die Komplementare

offenen Handelsgesellschaften, die Gesellschafter

Gesellschaften burgerlichen Rechts, die Gesellschafter

Einzelfirmen, die Inhaber

— anderen Unternehmensformen (z.B. Genossenschaften, Verbanden, Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts, Kommunen),
die nach gesetzlichen Vorschriften berufenen obersten Vertretungsorgane

— auslandischen Firmen, der entsprechende Personenkreis.

Als Reprasentanten des Versicherungsnehmers oder der Mitversicherten gelten jeweils auch die flr diese verantwortlich han-
delnden Montage-/Bauleiter.

TK A 5310 - Erweiterte Entschadigung bei Schaden infolge von Mangeln

Fuhrt ein Mangel vor Ende des Versicherungsschutzes gem. B1-2 ABBL zu einem entschadigungspflichtigen Schaden, so leis-
tet der Versicherer Entschadigung unter Abzug der Kosten, die zusatzlich aufgewendet werden mussen, damit der Mangel
nicht erneut entsteht. Dies gilt abweichend von A3-1.1(3) ABBL.

TK A 5311 - Lokalisierung von Schadenursachen

Der Versicherer leistet Entschadigung fir Kosten zur Lokalisierung von Ursachen eines entschadigungspflichtigen Schadens.
Diese Kosten werden nicht entschadigt, wenn die Ursache ein Mangel oder die Lokalisierung erfolglos ist.

Die Grenze der Entschadigung ist die vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko.

Dies gilt erganzend zu A3-1 ABBL.

TP A 5312 - Zusatzliche Aufraumungskosten

Der Versicherer leistet Entschadigung fur den Fall, dass infolge von Aufrdumungskosten die Versicherungssumme Uberschritten
wird.

Aufraumungskosten sind Kosten, die infolge eines dem Grunde nach entschadigungspflichtigen Versicherungsfall aufgewen-
det werden mussen, um versicherte Sachen, deren Teile oder Reste, die sich innerhalb des Versicherungsortes befinden, auf-
zurdumen und zu vernichten oder in die ndchstgelegene Deponie zu transportieren und dort zu beseitigen.

Nicht versichert sind Dekontaminationskosten und Aufwendungen aufgrund der Einliefererhaftung.
Die Grenze der Entschadigung ist die vereinbarte Versicherungssumme in Hhe von 10.000 Euro auf Erstes Risiko.
Dies gilt ergadnzend zu A3-1 ABBL.
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TK A 5313 — Mehrkosten fur Eil-, Express- und Luftfrachten

Der Versicherer leistet Entschadigung fir Mehrkosten von Eil-, Express- und Luftfrachten.
Die Grenze der Entschadigung ist die vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko.
Dies gilt erganzend zu A3-1 ABBL.

TP A 5399 - Mehrkosten bei Bauzeitverlangerung durch Sachschaden

1.

Gegenstand der Versicherung

Wird die bauvertraglich festgelegte Fertigstellung des versicherten Bauvorhabens durch ein versichertes Schadenereignis ver-
langert, so ersetzt der Versicherer die nachgewiesenen Mehrkosten gemaB 3 a).

Versicherungssumme

Mehrkosten bei Bauzeitverlangerung sind mit einer Versicherungssumme von 10.000 Euro auf Erstes Risiko versichert. Die
Erstrisikosumme vermindert sich jeweils um die geleistete Entschadigung. Der Versicherungsnehmer kann eine Wiederaufful-
lung beantragen. Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall Beitrag nachzuentrichten.

Entschadigungsleistung

a)

Der Versicherer leistet Entschadigung fur die Mehrkosten der Bauzeitverlangerung, die der Versicherungsnehmer aufwen-
den muss, weil das zerstdrte oder beschadigte Gebaude wieder in den Zustand unmittelbar vor Eintritt des Sachschadens
versetzt bzw. durch eine gleichwertige Sache ersetzt werden muss, fur

aa) Zinsen und Geblhren aus Kredit-/Darlehensvertragen,

bb) Kosten fur die verlangerte Anmietung des bisherigen Wohnraumes (Mietverlangerungskosten),
cc) Hotel- oder anderweitige Unterbringungs-/Uberbriickungskosten,

dd) Kosten fur die Zwischenlagerung von Mébeln und Hausrat.

Der Versicherer leistet nur dann Ersatz, wenn die entstandene Bauzeitverlangerung durch die Vorlage einer schriftlichen
Vereinbarung zwischen dem Auftraggeber und einem beauftragten Unternehmer hinsichtlich der endgdiltigen Fertigstel-
lung des versicherten Gebaudes nachgewiesen werden kann, die vor Baubeginn geschlossen und bei Anderungen des
Bauvorhabens laufend angepasst wurde.

Der Versicherer leistet keine Entschadigung, soweit sich die Mehrkosten erhdhen

aa) auf Grund behdrdlicher Anordnungen,

bb) auf Grund verbrauchsabhéngiger Kosten (Mietnebenkosten),

) auf Grund von Vertrags- und Konventionalstrafen,

dd) durch die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung nicht versicherter Sachen,
)

ee) dadurch, dass dem Versicherungsnehmer zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung des versicherten Gebau-
des nicht rechtzeitig gentigend Kapital zur Verfligung steht,

ff) dadurch, dass das versicherte Gebaude anlasslich der Schadenbehebung geandert oder verbessert wird.

Der Versicherer leistet keine Entschadigung, soweit der Versicherungsnehmer fiir den Schaden eine Entschadigung aus
einem anderen Vertragsverhaltnis beanspruchen kann. Die Entschadigung ist auf 250 Euro pro Kalendertag Verlangerung
begrenzt. Die Grenze der Entschadigung ist die vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko.

Karenzzeit

Die Karenzzeit betragt sieben Kalendertage, wobei der Schadentag als erster Karenztag zahlt. Innerhalb der Karenzzeit leistet
der Versicherer keine Entschadigung.

TK A 5340 - Verzicht auf Rlickgriff gegen versicherte Unternehmer und Subunternehmer

Der Versicherer verzichtet auf den Ubergang von Ersatzanspriichen gegen versicherte Unternehmer und Subunternehmer als
Schadenverursacher wegen Schaden an versicherten Lieferungen und Leistungen, die sie nicht selbst erstellt haben. Dies gilt

jedoch nur, wenn oder soweit der Schadenverursacher gegen Haftpflichtanspriiche nicht versichert ist.

Dies gilt abweichend von A1-3.3 ABBL.
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TK B 5120 - Ende des Versicherungsschutzes fir Schaden durch Sturm und Leitungswasser an
fertig gestellten Teilen von Bauwerken

1. Der Versicherungsschutz endet fur Schaden durch Leitungswasser und Sturm, die zu Lasten des Auftraggebers gehen erst,
wenn die Voraussetzungen gemaR B1-2 ABBL fUr das ganze Bauwerk vorliegen. Dies gilt abweichend von B1-2 ABBL.

2. Leitungswasser ist Wasser, das aus den Zu- und Ableitungsrohren, den sonstigen Einrichtungen der Wasserversorgung oder
der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Warmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen bestimmungswidrig
ausgetreten ist. Sole, Ole, Kiihl- und Kéltemittel aus Klima-, Warmepumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasserdampf
stehen Leitungswasser gleich.

3. Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung, die nicht normalen Wetter- und/oder Witterungsverhaltnissen, mit denen wegen
der Jahreszeit und der ortlichen Verhaltnisse gerechnet werden muss, entspricht.

TP B 5339 - Sofortiger Reparaturbeginn

Nach Eintritt eines Schadens bis zu einer Hohe von 5.000 Euro kann mit der Wiederherstellung sofort begonnen werden, sofern
die Schadenanzeige unverzlglich erfolgt. Ausgenommen hiervon sind Schaden durch Diebstahl mit dem Gebaude fest ver-
bundener versicherter Bestandteile.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, Ursache, Umfang und Umstande des Schadenfalls nachvollziehbar zu dokumentie-
ren, so dass der Versicherer seine Ersatzpflicht prifen kann.

Dies gilt ergdnzend zu B3-3.2 ABBL.
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Teil D: Ubersicht moglicher versicherbarer Bauleistungspakete

Soweit vereinbart, gilt eines der nachfolgenden Bauleistungspakte versichert:

Bauleistungspaket Classic
Bauleistungspaket Protect
Bauleistungspaket ProtectPlus

Bauleistungspaket Classic
Fur den Classic-Schutz gelten folgende Erweiterungen:

1. Versicherte Sachen

a) Gebaudegebundene Anlagen zur alternativen Erzeugung von elektrischer Energie oder Warme (TP A 5111).
b) Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe (TP A 5113)

Vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko 10.000 Euro.
c) Baugrund und Bodenmassen (TK A 5114)

Vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko 10.000 Euro.

2. Versicherte Gefahren

a) Diebstahl (TK A 5140)
b) Nachhaftung (erweiterte Deckung) (Klausel TP A 5142)
In Ab&nderung der Klausel TP A 5142 mit einer Nachhaftungszeit von drei Monaten.

3. Versicherte Kosten

a) Lokalisierung von Schadenursachen (TK A 5311)

Vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko 10.000 Euro.
b) Zusétzliche Aufraumungskosten (TP A 5312)

Vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko 10.000 Euro.
c) Mehrkosten fir Eil-, Express- und Luftfrachten (TK A 5313)

Vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko 10.000 Euro.

4, Sonstige Klauseln

a) Reprasentanten (TP A 5147)
b) Erweiterte Entschadigung bei Schaden infolge von Mangeln (TK A 5310)

Bauleistungspaket Protect
FUr den Protect-Schutz gelten folgende Erweiterungen:

1. Versicherte Sachen

a) Gebdudegebundene Anlagen zur alternativen Erzeugung von elektrischer Energie oder Warme (TP A 5111).
b) Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe (TP A 5113)

In Abanderung der Klausel TP A 5113 sind Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe mit einer Versicherungssumme auf Erstes Risiko
in Hohe von 25.000 Euro versichert.

c) Baugrund und Bodenmassen (TK A 5114)

In Abanderung der Klausel TK A 5114 sind Baugrund und Bodenmassen mit einer Versicherungssumme auf Erstes Risiko in
Hoéhe von 25.000 Euro versichert.

42 Teil D: Ubersicht méglicher versicherbarer Bauleistungspakete / Stand 01.2025



2. Versicherte Gefahren

a) Streik, Aussperrung (TK A 5133)
d) Diebstahl (TK A 5140)
e) Nachhaftung (erweiterte Deckung) (Klausel TP A 5142)
In Abénderung der Klausel TP A 5142 mit einer Nachhaftungszeit von 6 Monaten.
f)  Sturm und Leitungswasserschaden an fertig gestellten Teilen von Bauwerken (TK B 5120)
g) Brand, Blitzschlag, Explosion an lagerndem Material (TP A 5146)
Vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko 25.000 Euro.

3. Versicherte Kosten

a) Lokalisierung von Schadenursachen (TK A 5311)

In Abanderung der Klausel TK A 5311 sind Kosten zur Lokalisierung von Schadenursachen mit einer Versicherungssumme
auf Erstes Risiko in H6he von 25.000 Euro versichert.

b) Zusatzliche Aufraumungskosten (TP A 5312)

In Abanderung der Klausel TP A 5312 sind zusatzliche Aufraumungskosten mit einer Versicherungssumme auf Erstes Risiko
in Hohe von 25.000 Euro versichert.

c) Mehrkosten fir Eil-, Express- und Luftfrachten (TK A 5313)

In Abanderung der Klausel TK A 5313 sind Mehrkosten von Eil-, Express- und Luftfrachten mit einer Versicherungssumme
auf Erstes Risiko in Hohe von 25.000 Euro versichert.

4, Sonstige Erweiterungen

a) Erweiterte Entschadigung bei Schéden infolge von Mangeln (TK A 5310)
b) Sofortiger Reparaturbeginn (TP B 5339)

Bauleistungspaket ProtectPlus
Fir den ProtectPlus-Schutz gilt folgender Versicherungsumfang:

1. Versicherte Sachen

a) Gebaudegebundene Anlagen zur alternativen Erzeugung von elektrischer Energie und Warme (TP A 5111)
b) Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe (TP A 5113)

In Abénderung der Klausel TP A 5113 sind Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe mit einer Versicherungssumme auf Erstes Risiko
in Héhe von 50.000 Euro versichert.

c) Baugrund und Bodenmassen (TK A 5114)

In Abanderung der Klausel TK A 5114 sind Baugrund und Bodenmassen mit einer Versicherungssumme auf Erstes Risiko in
Hbéhe von 50.000 Euro versichert.

2. Versicherte Gefahren

a) Streik, Aussperrung (TK A 5133)
b) Diebstahl (TK A 5140)
c) Nachhaftung (erweiterte Deckung) (Klausel TP 5142)
Die Nachhaftungszeit betragt 12 Monate.
d) Sturm und Leitungswasserschaden an fertig gestellten Teilen von Bauwerken (TK B 5120)
e) Brand, Blitzschlag, Explosion an lagerndem Material (TP A 5146)
In Abanderung der Klausel TP A 5146 mit einer Versicherungssumme auf Erstes Risiko in Hhe von 50.000 Euro.

3. Versicherte Kosten

a) Lokalisierung von Schadenursachen (TK A 5311)
In Abanderung der Klausel TK A 5311 sind Kosten zur Lokalisierung von Schadenursachen mit einer Versicherungssumme
auf Erstes Risiko in Hoéhe von 50.000 Euro versichert.

b) Zusétzliche Aufraumungskosten (TP A 5312)
In Abanderung der Klausel TP A 5312 sind zusatzliche Aufraumungskosten mit einer Versicherungssumme auf Erstes Risiko
in Héhe von 50.000 Euro versichert.

c) Mehrkosten fir Eil-, Express- und Luftfrachten (TK A 5313)

In Abanderung der Klausel TK A 5313 sind Mehrkosten von Eil-, Express- und Luftfrachten mit einer Versicherungssumme
auf Erstes Risiko in Hohe von 50.000 Euro versichert.
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4. Sonstige Erweiterungen
a) Sofortiger Reparaturbeginn (TP B 5339)
b) Verzicht der Einrede grober Fahrlassigkeit (TP A 5145)
c) Mehrkosten bei Bauzeitverlangerung durch Sachschaden (TP A 5399)
5. Sonstige Klauseln
a) Erweiterte Entschadigung bei Schéden infolge von Mangeln (TK A 5310)
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Allgemeine Versicherungsbedingungen fur die Haftpflichtversicherung
(AHB 2012)

- sofern im Versicherungsvertrag vereinbart —

Umfang des Versicherungsschutzes 18 Klndigung nach Beitragsangleichung
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 19 Klndigung nach Versicherungsfall
2 Vermdgensschaden, Abhandenkommen von 20 Klndigung nach VerauBerung versicherter
Sachen Unternehmen )
3 Versichertes Risiko 21 Klndigung nach Risikoerhbhung aufgrund Anderung
4 Vorsorgeversicherung oder Erlass von Rechtsvorschriften
5 Leistungen der Versicherung 22 Mehrfachversicherung
6 Begrenzung der Leistungen . . .
7 Ausschliisse Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
. . . 23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des
Beginn des Versmherungs§chutzes/Beltragszahlung Versicherungsnehmers
8 Beginn des Versicherungsschutzes 24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls
9 Zahlung und Folgen verspateter Zahlung/erster 25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
oder einmaliger Beitrag 26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
10 Zahlung und Folgen verspateter
Zahlung/Folgebeitrag Weitere Bestimmungen
1 ReChtZeitigkeit der Zahlung bei SEPA- 27 Mitversicherte Person
Lastschriftmandat . ) 28 Abtretungsverbot
12 Teilzahlung und Folgen bei verspateter Zahlung 29 Anzeigen, Willenserkldrungen, Anschriftendnderung
13 Beitragsregulierung 30 Verjghrung
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 31 Zustandiges Gericht
15 Beitragsangleichung 32 Anzuwendendes Recht
Dauer und Ende des Vertrages/Kiindigung 33 Reprasentanten
16 Dauer und Ende des Vertrages gg \E/ollkr)nachédei versicherungsmaklers
7 Wegfall des versicherten Risikos mbargobestimmungen
Umfang des Versicherungsschutzes
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
11 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos fr den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines

wahrend der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach-
oder sich daraus ergebenden Vermdgensschaden zur Folge hatte, aufgrund

— gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
— privatrechtlichen Inhalts

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schadigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt
der Schadenverursachung, die zum Schadenereignis gefihrt hat, kommt es nicht an.

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht fur Anspriiche, auch wenn es sich um gesetzliche Anspriiche handelt,
(1) auf Erflllung von Vertragen, Nacherfiillung, aus Selbstvornahme, Ricktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung
(2) wegen Schaden, die verursacht werden, um die Nacherfiillung durchflihren zu kénnen

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung
geschuldeten Erfolges

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungsgemaRe Vertragserfllung
(5) auf Ersatz von Vermogensschaden wegen Verzégerung der Leistung
(6) wegen anderer an die Stelle der Erflllung tretender Ersatzleistungen.

1.3 Es besteht — unbeschadet der Ubrigen Vertragsbestimmungen — Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf
die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europaischen
Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch fur Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika
in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europaische oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.
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2.1

2.2

3.1

3.2
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4.2

4.3

5.1

Vermdégensschaden, Abhandenkommen von Sachen

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrecht-
lichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen

Vermdgensschaden, die weder durch Personen- noch durch Sachschaden entstanden sind;

Schéaden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann die Bestimmungen Uber Sachschaden Anwendung.

Versichertes Risiko

Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

(1) aus denim Versicherungsschein und seinen Nachtrdgen angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers,

(2) aus Erhdhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und seinen Nachtragen angegebenen Risiken. Dies gilt
nicht fur Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie
flr sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen,

(3) aus Risiken, die fur den Versicherungsnehmer nach Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung)
und die in Ziffer 4 naher geregelt sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhdhungen des versicherten Risikos durch Anderung bestehender oder Er-
lass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Ziffer 21 kiindigen.

Vorsorgeversicherung

Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort

versichert.

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats
anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlasst der Versicherungsnehmer die
rechtzeitige Anzeige, entfallt der Versicherungsschutz fir das neue Risiko riickwirkend ab dessen Entstehung.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen,
dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die An-
zeigefrist noch nicht verstrichen war.

(2) Der Versicherer ist berechtigt, fir das neue Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung tber
die Hohe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entféllt der Versi-
cherungsschutz fur das neue Risiko riickwirkend ab dessen Entstehung.

Der Versicherungsschutz fir neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) auf den Betrag
von 3.000.000 Euro pauschal fir Personen- und Sachschaden und 50.000 Euro fir Vermdgensschaden begrenzt, sofern nicht
im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen festgesetzt sind.

Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht fur Risiken

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Fihren eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der
Zulassungs-, Fuhrerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen; aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Flhren von
Bahnen, von Theatern, Kino- und Filmunternehmungen, Zirkussen und Tribdnen

(2) aus der Herstellung, Bearbeitung, Lagerung, Beforderung, Verwendung von und Handel mit explosiven Stoffen, soweit
hierzu eine besondere behdrdliche Genehmigung erforderlich ist

(3) ausdem Fihren, Hiten oder Halten von Hunden, die nach den Verordnungen oder Gesetzen des jeweiligen Bundeslandes,
in dem die Hunde gehalten werden, als gefahrlich oder als Kampfhunde eingestuft sind oder flr die das Bestehen einer
Haftpflichtversicherung nachzuweisen ist. Als solche gelten insbesondere: Tosa-Inu, Bullmastiff, Dogo Argentino,
Bordeauxdogge, Kangal, Kaukasischer Ovtscharka, Mioritic, Tornak, Mastiff, Mastin Espafiol, Rhodesian Ridgeback, Fila
Brasileiro, Mastino Napoletano, American Staffordshire Terrier, Staffordshire Bullterrier, Rottweiler, Bullterrier, Bandog, Pit-
bull-Terrier und Kreuzungen mit diesen Hunden;

die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen
die kurzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsvertragen zu versichern sind.

GRS

Leistungen der Versicherung

Der Versicherungsschutz umfasst die Priifung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzanspriiche und
die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskraftigen Ur-
teils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschadigung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Aner-
kenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen
worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hatte.

Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung fUr den Versicherer festgestellt, hat der
Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.
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5.2

5.3

5.4

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

6.7

6.8

7.1

7.2

7.3

7.4

Der Versicherer ist bevollmachtigt, alle inm zur Abwicklung des Schadens oder Abwehr der Schadenersatzanspriiche zweck-
maBig erscheinenden Erkldrungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit Uber Schadenersatzanspriiche gegen den Versicherungsnehmer,
ist der Versicherer zur Prozessfuhrung bevollmachtigt. Er fihrt den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf
seine Kosten.

Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflicht-
anspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers fur den Versicherungsnehmer von dem Versicherer ge-
wilnscht oder genehmigt, so tragt der Versicherer die gebUhrenordnungsmaBigen oder die mit ihm besonders vereinbarten
héheren Kosten des Verteidigers.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente
zu fordern, so ist der Versicherer zur Austibung dieses Rechts bevollmachtigt.

Begrenzung der Leistungen

Die Entschadigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschadigungspflichtige Personen erstreckt.

Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschadigungsleistungen des Versicherers fir alle Versicherungsfalle
eines Versicherungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt.

Mehrere wahrend der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfalle gelten als ein Versicherungsfall, der im
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfélle eingetreten ist, wenn diese

— auf derselben Ursache,
— auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder
— auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mangeln beruhen.

Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungs-
schein festgelegten Betrag an der Schadenersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der
Versicherer auch in diesen Fallen zur Abwehr unberechtigter Schadenersatzanspriche verpflichtet.

Die Aufwendungen des Versicherers fir Kosten werden nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.

Ubersteigen die begriindeten Haftpflichtanspriiche aus einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, tragt der Versiche-
rer die Prozesskosten im Verhéltnis der Versicherungssumme zur Gesamthohe dieser Anspruche.

Hat der Versicherungsnehmer an den Geschadigten Rentenzahlungen zu leisten und Ubersteigt der Kapitalwert der Rente die
Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden
Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Verhéltnis der Versicherungssumme bzw. ihres
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.

Fur die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift der Verordnung Uber den Versicherungsschutz in der
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gultigen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn
der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungs-
summe Ubersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihnrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich
am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer fiir den von der Weigerung an entstehenden Mehrauf-
wand an Entschadigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

Ausschlisse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachtragen nicht ausdrdcklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versiche-
rung ausgeschlossen:

Versicherungsanspriiche aller Personen, die den Schaden vorsatzlich herbeigefuhrt haben.

Versicherungsanspruche aller Personen, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangel-
haftigkeit oder Schadlichkeit

— Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
— Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

Haftpflichtanspriche, soweit sie aufgrund Vertrags oder Zusagen tber den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers hinausgehen.

Haftpflichtanspriche

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 benannten Personen gegen die Mitversicherten,
(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versicherungsvertrages,

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsvertrages.
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7.5

Haftpflichtanspriiche gegen den Versicherungsnehmer
(1) aus Schadenfallen seiner Angehdrigen, die mit ihm in hduslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungs-
vertrag mitversicherten Personen gehoren;

als Angehdrige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Part-
nerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -kinder,
Stiefeltern und -kinder, GroBeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein fami-
liendhnliches, auf ldngere Dauer angelegtes Verhaltnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind);

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der Versicherungsnehmer eine geschéftsunfahige, beschrankt
geschaftsfahige oder betreute Person ist;

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer eine juristische Person des privaten oder éffentlichen
Rechts oder ein nicht rechtsfahiger Verein ist;

(4) von seinen unbeschrankt personlich haftenden Gesellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine offene Handelsge-
sellschaft, Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft blrgerlichen Rechts ist;

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern.

Zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5:

7.6

77

Die Ausschllsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis (6) erstrecken sich auch auf Haftpflichtanspriiche von Angehdrigen der
dort genannten Personen, die mit diesen in hauslicher Gemeinschaft leben.

Haftpflichtanspriiche wegen Schéden an fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermdgensschaden, wenn der
Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind.

Haftpflichtanspriche wegen Schaden an fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermdgensschaden, wenn

(1) die Schaden durch eine gewerbliche oder berufliche Tatigkeit des Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung,
Reparatur, Beférderung, Prifung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit,
als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tétigkeit betroffen waren;

(2) die Schaden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durchfiihrung seiner gewerbli-
chen oder beruflichen Tatigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefldche und dgl.) benutzt hat; bei unbewegli-
chen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung
betroffen waren;

(3) die Schaden durch eine gewerbliche oder berufliche Tatigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese
Sachen oder — sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt — deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der
Tatigkeit befunden haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt
der Tatigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schaden getroffen hatte.

Zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7:

7.8

7.9

7.0

Sind die Voraussetzungen der Ausschlisse in Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten,
Bevollmachtigten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfallt gleichfalls der Versicherungsschutz, und
zwar sowohl fir den Versicherungsnehmer als auch flr die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen.

Haftpflichtanspriiche wegen Schaden an vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder
sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus erge-
benden Vermdgensschaden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder
in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschadigung oder Vernichtung der Sache oder Leistung fuhrt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auftrag oder fir Rechnung des Versicherungsnehmers die
Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen Gbernommen haben.

Haftpflichtanspriiche aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen; Anspriiche aus § 110 SGB VII sind jedoch mitversichert.

a) Anspriche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umweltschaden gemaB Umweltschadensgesetz oder anderen
auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht wer-
den. Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmun-
gen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschaden entstandenen Kosten in Anspruch genom-
men wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber flir solche Anspriiche erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgeset-
zes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze bereits
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht
werden konnten.

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken.

b) Haftpflichtanspriiche wegen Schaden durch Umwelteinwirkung.
Dieser Ausschluss gilt nicht
(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken oder

(2) flr Schaden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfalle), durch Ar-
beiten oder sonstige Leistungen nach Ausflhrung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Pro-
dukthaftpflicht).
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7.2

713

714

7.15

7.16

707

7.18

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch fir Schaden durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung,
Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von

— Anlagen, die bestimmt sind, gewasserschadliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu be-
férdern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen),

— Anlagen gemaB Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen),

— Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unter-
liegen,

— Abwasseranlagen,

oder Teilen resultieren, die ersichtlich fir solche Anlagen bestimmt sind.

Haftpflichtanspriiche wegen Schaden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurlickzuflihren sind.

Haftpflichtanspriiche wegen Schaden, die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ioni-
sierenden Strahlen (z.B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Rontgenstrahlen).

Haftpflichtanspriiche wegen Schaden, die zurlickzuflhren sind auf
(1) gentechnische Arbeiten,
(2) gentechnisch veranderte Organismen (GVO),
(3) Erzeugnisse, die
— Bestandteile aus GVO enthalten,
— aus oder mithilfe von GVO hergestellt wurden.

Haftpflichtanspriiche aus Sachschaden, welche entstehen durch
(1)  Abwaésser, soweit es sich nicht um hdusliche Abwasser handelt,
(2) Senkungen von Grundstlicken oder Erdrutsche,

Haftpflichtanspriiche wegen Schiaden aus dem Austausch, der Ubermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, so-
weit es sich um Schdden handelt aus

(1) Loéschung, Unterdriickung, Unbrauchbarmachung oder Veréanderung von Daten,
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,

(3) Stdérung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch,

(4) Ubermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

Haftpflichtanspriiche wegen Schaden aus Personlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.

Haftpflichtanspriiche wegen Schaden aus Anfeindung, Schikane, Beldstigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskrimi-
nierungen.

Haftpflichtanspriiche wegen Personenschaden, die aus der Ubertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultie-
ren. Das Gleiche qilt fir Sachschaden, die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehérenden, von ihm gehaltenen
oder verauBerten Tiere entstanden sind. In beiden Fallen besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer be-
weist, dass er weder vorsatzlich noch grob fahrlassig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung

8

9.2

9.3

Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer
den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthalt die Ver-
sicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten HOhe zu entrichten hat.

Zahlung und Folgen verspateter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverziglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fallig.
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem spateren Zeitpunkt,
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Flr Versicherungsfalle, die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer
nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder
durch einen auffalligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam ge-
macht hat.

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zu-
rlcktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurlcktreten, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.
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10.1

10.2

10.3

10.4

M

12

13
13.1

13.2

13.3

13.4

Zahlung und Folgen verspateter Zahlung/Folgebeitrag

Die Folgebeitrage sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fallig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt
erfolgt.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerat der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er
die verspatete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstanden Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die
rlickstandigen Betrage des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern
10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt
bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen
wurde.

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag
ohne Einhaltung einer Frist kiindigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3
darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekindigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag,
besteht der Vertrag fort. Fur Versicherungsfalle, die zwischen dem Zugang der Kiindigung und der Zahlung eingetreten sind,
besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Falligkeitstag
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fallige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverziglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des
Versicherers erfolgt.

Kann der fallige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat,
oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Griinden zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der
Versicherer berechtigt, die Zahlung kiinftig auBerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur
Ubermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

Teilzahlung und Folgen bei verspateter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fallig, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer fiir die Zukunft jahrliche Beitragszahlung verlangen.

Beitragsregulierung

Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und welche Anderungen des versicherten Risikos gegentiber
den friheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen.
Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nach-
zuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe
in dreifacher Hohe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist,
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

Aufgrund der Anderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeit-
punkt der Veranderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des
Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschritten werden.
Alle entsprechend Ziffer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhéhungen und ErméaBigungen des Mindest-
beitrags werden berlcksichtigt.

Unterlasst der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer flr den Zeitraum, flr den die Angaben
zu machen waren, eine Nachzahlung in Hohe des fir diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen.
Werden die Angaben nachtraglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zu viel ge-
zahlter Beitrag wird nur zurdckerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des er-
hohten Beitrages erfolgten.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung fir mehrere Jahre.
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15
15.1

15.2

15.3

15.4

Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags hat der Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur An-
spruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

Beitragsangleichung

Die Versicherungsbeitrage unterliegen der Beitragsangleichung. Soweit die Beitrdge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme
berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindestbeitrédge unterliegen unabhéngig von der Art der Beitrags-
berechnung der Beitragsangleichung.

Ein unabhangiger Treuhander ermittelt jahrlich mit Wirkung fr die ab dem 1. Juli falligen Beitrage, um welchen Prozentsatz sich
im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversiche-
rung zugelassenen Versicherer gegenuber dem vorvergangenen Jahr erhdht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz
rundet er auf die nachstniedrigere durch flnf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell
durch den einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben flr die Ermittlung von Grund und Hohe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen
geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfalle.

Im Falle einer Erhdhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den
sich aus Ziffer 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verandern (Beitragsangleichung). Der veranderte Folgejahresbeitrag wird dem
Versicherungsnehmer mit der nachsten Beitragsrechnung bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in jedem der letzten flnf Kalenderjahre um einen geringeren
Prozentsatz als denjenigen erhéht, den der Treuhander jeweils fir diese Jahre nach Ziffer 15.2 ermittelt hat, so darf der Versi-
cherer den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhdhen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach
seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhéht hat; diese Erhdhung darf diejenige nicht tberschreiten, die
sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben wirde.

Liegt die Veranderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 unter 5 %, entféllt eine Beitragsangleichung. Diese Veranderung ist jedoch in
den folgenden Jahren zu bertcksichtigen.

Dauer und Ende des Vertrages/Kiindigung

16
16.1

16.2

16.3

16.4

17

18

Dauer und Ende des Vertrages

Der Vertrag ist flr die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlangert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spatestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Klindigung zugegangen ist.

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kiindigung bedarf, zum vorgesehe-
nen Zeitpunkt.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf
folgenden Jahres geklndigt werden; die Kindigung muss dem Vertragspartner spatestens drei Monate vor dem Ablauf des
jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

Wedfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollstandig und dauerhaft wegfallen, so erlischt die Versicherung bezuglich dieser Risiken. Dem Ver-
sicherer steht der Beitrag zu, den er hatte erheben kdnnen, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt
beantragt worden ware, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt.

Kiindigung nach Beitragsangleichung

Erhoht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung geman Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes andert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frihestens jedoch zu dem Zeitpunkt kiindigen, in dem die Beitragserhdhung wirksam
werden sollte.

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kiindigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss
dem Versicherungsnehmer spatestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhohung zugehen.

Eine Erhéhung der Versicherungssteuer begrindet kein Kiindigungsrecht.
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19 Kiindigung nach Versicherungsfall

19.1 Das Versicherungsverhaltnis kann gekundigt werden, wenn
— vom Versicherer eine Schadenersatzzahlung geleistet wurde oder
— dem Versicherungsnehmer eine Klage Uber einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich

zugestellt wird.
Die Kiindigung muss dem Vertragspartner in Textform spatestens einen Monat nach der Schadenersatzzahlung oder der Zu-
stellung der Klage zugegangen sein.

19.2 Kindigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kiindigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kindigung zu einem spateren Zeitpunkt, spatestens jedoch zum Ende der
laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Klndigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

20 Kiindigung nach VerauBerung versicherter Unternehmen

20.1 Wird ein Unternehmen, flr das eine Haftpflichtversicherung besteht, an einen Dritten verduBert, tritt dieser anstelle des Versi-
cherungsnehmers in die wahrend der Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhdltnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines NieBbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines dhnlichen Verhaltnisses
von einem Dritten Gbernommen wird.

20.2 Das Versicherungsverhéltnis kann in diesem Falle
— durch den Versicherer dem Dritten gegenuber mit einer Frist von einem Monat,

— durch den Dritten dem Versicherer gegentiber mit sofortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode
in Textform geklndigt werden.

20.3 Das Kundigungsrecht erlischt, wenn
— der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an austibt, in welchem er vom Ubergang auf den Dritten

Kenntnis erlangt; )
— der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Ubergang austibt, wobei das Kindigungsrecht bis zum Ablauf eines
Monats von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis erlangt.

204 Erfolgt der Ubergang auf den Dritten wéhrend einer laufenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhéltnis
nicht gekindigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte fir den Versicherungsbeitrag dieser Periode als
Gesamtschuldner.

20.5 Der Ubergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unver-
zUglich anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall spater als
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hatte zugehen muassen, und der Versicherer den
mit dem VerauBerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hatte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht fir alle Versicherungsfélle, die friihestens einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintreten, in dem der Versicherer von der VerauBerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem
Monat von seinem Kundigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fallt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die VerduBerung in dem
Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hatte zugehen massen.

21 Kiindigung nach Risikoerhéhung aufgrund Anderung oder Erlass von Rechtsvorschriften
Bei Erhthungen des versicherten Risikos durch Anderung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer
berechtigt, das Versicherungsverhéltnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kdndigen. Das Kundigungsrecht er-
lischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgetbt wird, in welchem der Versicherer von der Erho-
hung Kenntnis erlangt hat.

22 Mehrfachversicherung

221 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren Versicherungsvertragen versichert ist.

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Auf-
hebung des spater geschlossenen Vertrages verlangen.

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem
er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklarung,
mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.
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Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23
231

23.2

23.3

234

24

Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers

Vollstéandigkeit und Richtigkeit von Angaben tiber gefahrerhebliche Umsténde

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklarung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstande
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die fir den Entschluss des Versicherers erheblich sind,
den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlieBen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als
nach seiner Vertragserklarung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.
Gefahrerheblich sind die Umstéande, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuliben, den Vertrag
Uberhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschlieBen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Um-
stand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig
verschwiegen.

Riicktritt

(1) Unvollstandige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umsténden berechtigen den Versicherer, vom Versi-
cherungsvertrag zurlckzutreten. Dies gilt auch dann, wenn ein Umstand nicht oder unrichtig angezeigt wurde, weil sich
der Versicherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit arglistig entzogen hat.

(2) Der Versicherer hat kein Ricktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die un-
richtigen oder unvollstéandigen Angaben weder vorsatzlich noch grob fahrldssig gemacht hat.

Das Rucktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlassiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande, wenn
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hétte.

(3) Im Fall des Riicktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurlick, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollstandig oder unrichtig angezeigte Umstand weder fir den Eintritt des
Versicherungsfalls noch fur die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursachlich war. Auch in diesem Fall besteht
aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwerden der Ricktrittserklarung abgelaufenen
Vertragszeit entspricht.

Beitragsanderung oder Kiindigungsrecht

Ist das Rucktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlassigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Textform
kundigen.

Das Kundigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch
bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatte.

Kann der Versicherer nicht zurlicktreten oder kindigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande,
aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hatte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers riickwirkend
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhoht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 % oder schlieBt der Versicherer die Gefahrabsicherung
flr den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der
Mitteilung des Versicherers fristlos kiindigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen.
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht
begriindet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstande anzugeben, auf die er seine Erklarung stitzt; er darf nachtréaglich weitere Um-
sténde zur Begriindung seiner Erklarung abgeben, wenn flr diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffer 23.2 und 23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 23.2 und 23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Tauschung anzufechten, bleibt unberthrt. Im Fall der Anfechtung
steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklarung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.

Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

Besonders gefahrdrohende Umsténde hat der Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener
Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwagung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein
Umstand, der zu einem Schaden gefihrt hat, gilt ohne Weiteres als besonders gefahrdrohend.
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Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Schadensersatzansprliche erhoben worden sind, dem Versicherer innerhalb
einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtanspriiche geltend gemacht werden.

Der Versicherungsnehmer muss nach Mdéglichkeit fir die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des
Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es fir den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausfihrliche
und wahrheitsgemanRe Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstutzen. Alle
Umstande, die nach Ansicht des Versicherers fiir die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, missen mitgeteilt sowie alle
daflr angeforderten Schriftstlicke Ubersandt werden.

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behérdliches oder ge-
richtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkiindet, hat er dies ebenfalls
unverzlglich anzuzeigen.

Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfligung von Verwaltungsbehérden auf Schadensersatz muss der Versicherungsneh-
mer fristgemaB Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es
nicht.

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Fihrung des Verfahrens
dem Versicherer zu Uberlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskinfte erteilen und die angeforderten
Unterlagen zur Verfligung stellen.

Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfllen
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kindigen.
Der Versicherer hat kein Klndigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung we-
der auf Vorsatz noch auf grober Fahrlassigkeit beruhte.

Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsatzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz.
Bei grob fahrlassiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhaltnis zu kdrzen.

Der vollstandige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls
bestehenden Auskunfts- oder Aufklarungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlassig verletzt hat, bleibt der Versicherungs-
schutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen-
heit weder flr den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch fur die Feststellung oder den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung ursachlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig ver-
letzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhangig davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehendes Kiindi-
gungsrecht ausubt.

Weitere Bestimmungen

27
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28
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29.1

Mitversicherte Person

Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtanspriiche gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst,
sind alle fur ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen Uber die
Vorsorgeversicherung (Ziffer 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mitversicherten entsteht.

Die Ausubung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht ausschlieBlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den
Mitversicherten flr die Erflllung der Obliegenheiten verantwortlich.

Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgltigen Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch
verpfandet werden. Eine Abtretung an den geschadigten Dritten ist zulassig.

Anzeigen, Willenserklarungen, Anschriftendanderung

Alle fir den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklarungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers gerichtet werden.
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Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, gentigt fiir eine Willenserkla-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenlber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklarung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt
entsprechend flr den Fall einer Namensanderung des Versicherungsnehmers.

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung fur seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der ge-
werblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziffer 29.2 entsprechende Anwendung.

Verjahrung

Die Anspriche aus dem Versicherungsvertrag verjahren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen
Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuches.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die Verjahrung von der Anmeldung
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

Zustandiges Gericht

Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit nach dem Sitz
des Versicherers. Ist der Versicherungsnehmer eine natlrliche Person, ist auch das Gericht ortlich zustandig, in dessen Bezirk
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewdhnli-
chen Aufenthalt hat.

Ist der Versicherungsnehmer eine natlrliche Person, missen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht
erhoben werden, das fur seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewdhnlichen Aufenthalts zu-
standig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zustandige Gericht auch nach dem Sitz
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsge-
sellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft blrgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

Sind der Wohnsitz oder gewdhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche
Zustandigkeit fr Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder
seiner flr den Versicherungsvertrag zustandigen Niederlassung.

Anzuwendendes Recht

FuUr diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Reprasentanten

Sofern sich der Versicherungsnehmer das Verhalten von Reprasentanten zurechnen lassen muss, gelten als Reprasentanten

des Versicherungsnehmers insbesondere:

— die Mitglieder des Vorstands und ihnen gleichgestellte Generalbevollmachtigte (bei Aktiengesellschaften),

- die Geschaftsfihrer (bei Gesellschaften mit beschrankter Haftung),

— die Komplementare (bei Kommanditgesellschaften),

- die Gesellschafter (bei offenen Handelsgesellschaften),

— die Gesellschafter (bei Gesellschaften birgerlichen Rechts),

— die Inhaber (bei Einzelfirmen),

— bei anderen Unternehmensformen (z.B. Genossenschaften, Verbanden, Vereinen, Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts,
Kommunen), die nach den gesetzlichen Vorschriften berufenen obersten Vertretungsorgane,

— der dementsprechende Personenkreis bei auslandischen Firmen.

Vollmacht des Versicherungsmaklers

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmachtigt, Anzeigen und Willenserkldrungen des Versicherungsneh-
mers entgegenzunehmen. Diese hat er unverzuglich an den Versicherer weiterzuleiten.

Bei einer unverzlglichen Weiterleitung ist deren Zugang beim Makler rechtlich gleichbedeutend mit dem Zugang beim Versicherer.

Embargobestimmungen

Es besteht — unbeschadet der Ubrigen Vertragsbestimmungen — Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf
die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europaischen
Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch flr Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit
dem nicht européische oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.
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Zusatzbedingungen und Risikobeschreibung
zur Bauherren-Haftpflichtversicherung fir private Risiken

- sofern im Versicherungsvertrag vereinbart —

1 Gegenstand der Versicherung

2 Dauer der Versicherung/Gesamtleistung

3 Erweiterung des Versicherungsschutzes

4 Nicht versicherte Risiken

1 Gegenstand der Versicherung

11 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen fiur die Haftpflichtversicherung (AHB 2012) und der
nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als privater Bauherr fur das im Ver-
sicherungsschein beschriebene Bauvorhaben.

1.2 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen flr die Haftpflichtversicherung (AHB 20712) und der nach-
folgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Bauherr fur das im Versicherungsschein
beschriebene Bauvorhaben.

1.3 Versicherungsschutz wird nur geboten, wenn Planung, Bauleitung und Bauausfiihrung an einen Dritten vergeben sind (siehe
jedoch Ziffer 3 Erweiterung des Versicherungsschutzes).

1.4 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des VN als Haus- und Grundstiicksbesitzer flr das zu bebauende Grundstlck und
das zu errichtende Bauwerk.

2 Dauer der Versicherung/Gesamtleistung
Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauarbeiten, spatestens zwei Jahre nach Versicherungsbeginn.

Die Gesamtleistung fur alle Versicherungsfalle wahrend der Versicherungsdauer betragt das Doppelte der vereinbarten Versi-
cherungssummen.
3 Erweiterung des Versicherungsschutzes
3.1 Mitversichert ist das Bauen in eigener Regie
(1) Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der Ausfiihrung von Baueigenleistungen und
Nachbarschaftshilfen, wenn der fur die Eigenleistung und Nachbarschaftshilfe entfallende Bausumme 30.000 Euro nicht
Ubersteigt. Wird dieser Betrag Uberschritten, so entfallt die Mitversicherung.

(2) Mitversichert ist die personliche gesetzliche Haftpflicht sémtlicher mit den Bauarbeiten beschaftigten Personen fir Scha-
den, die sie in Ausflhrung dieser Verrichtung verursachen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspriiche aus Personenschaden, bei denen es sich um Arbeitsunfalle und Berufskrank-
heiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemal dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Gleiche gilt fir solche Dienst-
unfélle geméal den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Austbung oder infolge des Dienstes Angehdrigen derselben
Dienststelle zugefugt werden.
Voraussetzung fur die Wirksamkeit des Versicherungsschutzes ist, dass die Ausfihrung der Bauarbeiten nach behérdlich
genehmigten Bauplanen erfolgt.

3.2 Mitversicherung von Vermdgensschaden
Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermdgensschaden im Sinne der Ziffer 2.1 AHB
2012 wegen Versicherungsfallen mitversichert, die wahrend der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.

(1) Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden

— durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder fUr seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelie-
ferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen;

— aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prifender oder gutachterlicher Tatigkeit;

— aus Ratschlagen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen;

— aus Vermittlungsgeschaften aller Art;

— aus Auskunftserteilung, Ubersetzung sowie Reiseveranstaltung;

— aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstiicks-, Leasing- oder ahnlichen wirtschaftlichen Geschaften, aus Zah-
lungsvorgangen aller Art, aus Kassenfuihrung sowie aus Untreue oder Unterschlagung;
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4.2

4.3

4.4

45

4.6

— aus Rationalisierung und Automatisierung; aus Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wiederherstellung; aus Aus-
tausch, Ubermittlung, Bereitstellung elektronischer Daten

— aus der Verletzung von Personlichkeitsrechten und Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten
sowie des Kartell oder Wettbewerbsrecht

— aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenanschlagen;

— aus Pflichtverletzungen, die mit der Tatigkeit als ehemalige oder gegenwartige Mitglieder von Vorstand, Geschaftsfihrung,
Aufsichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen;

— aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behérdlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des
Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

— aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen;

— aus Schaden durch standige Emissionen (z.B. Gerdusche, Geriiche, Erschitterungen).

(2) Die Versicherungssumme betragt je Schadenereignis 100.000 Euro. Die Gesamtleistung fir alle Versicherungsfélle eines
Versicherungsjahres betragt das Doppelte dieser Versicherungssumme.

Nicht versicherte Risiken

Von der Versicherung ausgenommen und besonders zu versichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrdcklich in Versicherung
gegeben oder nach den Zusatzbedingungen und Risikobeschreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert ist, insbesondere
die Haftpflicht aus Risiken, die der versicherten Eigenschaft und Tatigkeit weder eigen noch sonst zuzurechnen sind.

Ausgeschlossen bleiben nachbarrechtliche Ausgleichsanspriche, insbesondere geman § 906 BGB.

Nicht versichert sind Haftpflichtanspriiche aus dem Verandern der Grundwasserverhaltnisse und wegen Senkung von Grund-
stlcken.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspriiche aus Anlass von Abbruch- und EinreiBarbeiten an Bauwerken und Sprengungen.

Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Brand- und Explosionsschaden infolge vorschriftswidrigem Umgang mit brenn-
baren oder explosiven Stoffen.

Nicht versichert sind Haftpflichtanspriiche wegen Schéden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar au Verfligungen und oder MaBnahmen
von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt fir hdhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkrafte ausgewirkt haben.

Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhanger und Wasserfahrzeuge

(1) Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schaden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhangers verursachen.

(2) Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schaden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder flr die sie als Halter oder
Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen werden.

(3) Besteht nach diesen Bestimmungen flr einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch fir alle anderen Versicherten.

(4) Eine Tatigkeit der in Ziffer 4.6.1und 4.6.2 genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhanger und Was-
serfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.
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	Umfang des Versicherungsschutzes
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	1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen, Sach oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund
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	1.3 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

	2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen
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	4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) auf den Betrag von 3.000.000 Euro pauschal für Personen und Sachschäden und 50.000 Euro für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen festgesetzt sind.
	4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken
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	5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.
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	5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.
	5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt.

	6 Begrenzung der Leistungen
	6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.
	6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt.
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	6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Schadenersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadenersatzansprüche verpflichtet.
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	30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.
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	1.1 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB 2012) und der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als privater Bauherr für das im Versicherungsschein beschriebene Bauvorhaben.
	1.2 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB 2012) und der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Bauherr für das im Versicherungsschein beschriebene Bauvorhaben.
	1.3 Versicherungsschutz wird nur geboten, wenn Planung, Bauleitung und Bauausführung an einen Dritten vergeben sind (siehe jedoch Ziffer 3 Erweiterung des Versicherungsschutzes).
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	4.1 Von der Versicherung ausgenommen und besonders zu versichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versicherung gegeben oder nach den Zusatzbedingungen und Risikobeschreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert ist, insbesondere die Haftpflicht aus Risiken, die der versicherten Eigenschaft und Tätigkeit weder eigen noch sonst zuzurechnen sind.
	4.2 Ausgeschlossen bleiben nachbarrechtliche Ausgleichsansprüche, insbesondere gemäß § 906 BGB.
	4.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Anlass von Abbruch und Einreißarbeiten an Bauwerken und Sprengungen.
	4.4 Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Brand- und Explosionsschäden infolge vorschriftswidrigem Umgang mit brennbaren oder explosiven Stoffen.
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